
 
 

 

Stadt Peine - Rosenthal 

Begründung zum Bebauungsplan 
Nr.10 "An den Rottekuhlen - Zum Walde" 

zugl. 4. Änderung Nr. 5 "Im Böge", 
zugl. 1. Änderung Nr. 8 "Östlich der Straße Zum Walde" 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

 Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR 

Bearbeiter: Dipl.-Ing. H. Schwerdt

Kartengrundlage: Topographische Karte 1: 25.000  (TK25) 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
  Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2011 

Geltungsbereich I 

Geltungsbereich II 



Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen - Zum Walde" 

Stadt Peine - Rosenthal 

 

 
Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 2 - 

Inhaltsverzeichnis: 
 Seite 
1.0 Vorbemerkung 3 
1.1 Landes- und regionalplanerische Einordnung; Ziele der Raumordnung 3 
1.2 Entwicklung des Plans/ Rechtslage 4 
1.3 Notwendigkeit der Planaufstellung; Ziele, Zwecke und Auswirkungen des 

Bebauungsplans 5 
2.0 Planinhalt/ Begründung 7 
2.1 Baugebiete 7 
2.1.1 Art der baulichen Nutzung 7 
2.1.2 Maß der baulichen Nutzung 8 
2.1.3 Bauweise, Baugrenzen 9 
2.1.4 Überbaubare Grundstücksfläche 9 
2.2 Verkehrliche Belange 9 
2.3 Immissionsschutz 11 
2.4 Grünordnung 12 
2.5 Landwirtschaft 13 
2.6 Ver- und Entsorgung 13 
2.7 Vorbeugender Brandschutz 13 
2.8 Kampfmittel 13 
2.9 Maßnahmenfläche/ private Grünfläche 14 
3.0 Umweltbericht 14 
3.1 Einleitung 14 
3.1.1 Inhalt und Ziele des Bauleitplans 14 
3.1.2 Ziele des Umweltschutzes 16 
3.1.3 Methodik 16 
3.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung 

ermittelt wurden. 17 
3.2.1 Bestand 17 
3.2.2 Planung 22 
3.2.3 Naturschutzfachliche Bilanzierung 25 
3.2.4 Vermeidung, Minimierung, Kompensation 28 
3.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 29 
3.4 Zusatzangaben 29 
3.4.1 Beschreibung der technischen Verfahren/ Hinweise auf Schwierigkeiten und 

Kenntnislücken 29 
3.4.2 Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring) 29 
3.5 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 29 
4.0 Flächenbilanz 31 

5.0 Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 31 

6.0 Ablauf des Planaufstellungsverfahrens 34 

7.0 Zusammenfassende Erklärung 35 
7.1 Planungsziel 35 
7.2 Berücksichtigung der Umweltbelange und der Beteiligungsverfahren/  Abwägung 35 
8.0 Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die 

Grundlage bildet 37 

9.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans 37 

10.0 Verfahrensvermerk 37 



Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen- Zum Walde" 

Stadt Peine - Rosenthal 

 

 
Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 3 - 

Anhang 1: Artenlisten 38 



Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen - Zum Walde" 

Stadt Peine - Rosenthal 

 

 
Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 3 - 

1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes - und reg ionalp laneris che  Einordnung; Ziele  der Raumordnung 

Die Stadt Peine liegt zentral im Landkreis Peine, eingebettet in das Städtedreieck der 
Oberzentren Hannover - Braunschweig - Hildesheim. Das Gebiet der Stadt erstreckt 
sich über rd. 11.950 ha. Im Jahr 2015 (Stand: 31. August 2015) lebten in der Stadt 
rd. 49.582 Einwohner. 

Nördlich des Stadtgebietes grenzt die Gemeinde Edemissen, östlich die Gemeinden 
Wendeburg und Vechelde, südlich die Gemeinden Lahstedt und Ilsede und westlich 
die Gemeinde Hohenhameln und die Stadt Lehrte mit dem Ortsteil Hämelerwald 
(Ordnungsraum Hannover) an. Die Anbindung der Stadt Peine an die regionalen und 
überregionalen Verkehrsnetze erfolgt über zwei Anschlusspunkte an die Autobahn 
A 2 in Richtung Berlin bzw. Ruhrgebiet sowie über das klassifizierte Straßennetz der 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. Naturräumlich gesehen liegt die Stadt Peine im 
Übergang von Geest (Burgdorf-Peiner Geestplatten) zu der Bördenregion (Braun-
schweig - Hildesheimer Lössbörde 1) mit ihren weiträumigen Ackerfluren.  

Für die Stadt Peine gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP) 2). Das Landes-Raumordnungsprogramm legt aufgrund der zentralörtlichen 
Gliederung die Ober- und Mittelzentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bil-
den sie die zentralen Orte, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener 
Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (2.2.01). In 
der Funktion eines Mittelzentrums (2.2.05) hat die Stadt Peine zentralörtliche Einrich-
tungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten (2.2.03).  

Der Stadtteil Rosenthal wird von der B 494 (Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße- 
IV 1.4.2) gequert. Südlich der Ortslage befindet sich ein Vorranggebiet Natur und 
Landschaft (III 1.4 (6)/ (8)) –LSG PE 23 "Fuhseniederung" sowie südöstlich ein Vor-
ranggebiet für die Rohstoffgewinnung (3.2.2). Südlich und östlich der Ortslage befin-
det sich ein Vorbehaltsgebiet Erholung (III 2.4 (5).  

Als Mitglied des Zweckverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Stadt Peine 
das Regionale Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig 3). 

In dem Großraum Braunschweig sollen u. a. die Siedlungs- und Freiraumfunktion 
sowie die Verkehrsinfrastruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei ist die Sied-
lungsentwicklung vorrangig auf das zentralörtliche System – dem System der dezent-
ralen Konzentration folgend – auszurichten, u. a. mit der Aufgabe für die Stadt in ih-
rer Funktion als Schwerpunktraum der Siedlungsentwicklung zentrale Einrichtungen 
und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten.  

Überregional gesehen ist die Stadt Peine Bestandteil der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen. 

Durch das Stadtgebiet verläuft die elektrifizierte Bahntrasse Hannover-Braun-
schweig. Die nächstgelegenen Bahnhöfe zur Einbindung in das Fernverkehrsnetz 
befinden sich in Hannover und in Wolfsburg. 

                                                
1)  Landschaftsrahmenplan Peine für den Landkreis Peine, 1994 
2) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 
3) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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Der südlich der Stadt gelegene Hafen besitzt einen direkten Anschluss an den in 
Ost-West-Richtung verlaufenden Mittellandkanal. Über den Mittellandkanal sind die 
überregional verlaufenden Wasser- und Schifffahrtswege (z. B. Rhein, Elbe) zu errei-
chen. 

Das Plangebiet befindet sich am südöstlichen Ortsrand der Ortschaft Rosenthal und 
ist überwiegend bebaut und umfasst insgesamt rd. 1,71 ha. Bei den erstmals für eine 
Bebauung zur Verfügung gestellten Flächen im Südosten und Südwesten des Plan-
gebietes handelt es sich um einen Umfang von rd. 0,44 ha zur Absicherung eines 
bestehenden Gewerbebetriebes. Der zweite Geltungsbereich des Flächenpools mit 
einer Fläche von rd. 0,45 ha befindet sich südwestlich der Ortschaft Rosenthal. 

 

1.2 Entwicklung des  Plans / Rechts lage 

Der im Jahr 2004 neu bekannt gemachte Flächennutzungsplan der Stadt Peine stellt 
für die betreffenden Flächen gemischte Baufläche dar. Aufgrund der Größe des be-
stehenden Autohauses sowie der Erweiterungsabsicht wird die Änderung des Flä-
chennutzungsplanes in Sonderbaufläche an dieser Stelle erforderlich. Insofern erfolgt 
parallel die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes, so dass dem Entwicklungs-
gebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB Rechnung getragen wird. 

Für den Planbereich bestehen zwei rechtskräftige Bebauungspläne. Der Bereich 
westlich der Straße "Zum Walde" ist mit dem 1973 zur Rechtskraft gebrachten Be-
bauungsplan Nr. 5 "Im Böge" mit Dorf-, Misch- und allgemeinem Wohngebiet über-
plant. Infolge erfuhr der Plan drei Änderungen, welche allesamt Flächen außerhalb 
des vorliegenden Geltungsbereiches betrafen. Im Rahmen der 1. Änderung (Rechts-
kraft 1986) wurde im Westen des Straße "An den Rottekuhlen" der vorgesehene 
Spielplatz mit allgemeinem Wohngebiet überplant. Die 2. Änderung (Rechtskraft 
1995) wurden die Straßenbreiten der Straßen "Heisternblick", "An den Rottekuhlen" 
und "Im Böge" auf Teilabschnitten zurückgenommen. Mit der 3. Änderung (Rechts-
kraft 2001) wurden im Westen des Planbereichs die Baugrenzen im Zuge der Nach-
verdichtung großzügiger gefasst und zusätzlich eine Fläche in den Geltungsbereich 
mit aufgenommen. 

 
Bebauungsplan Nr. 5 "Im Böge" -Rosenthal 
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Östlich der Straße "Zum Walde" besteht der seit 1997 rechtsverbindliche Bebau-
ungsplan Nr. 8 "Östlich der Straße zum Walde", welcher im Norden allgemeines 
Wohngebiet, im Süden Mischgebiet festsetzt. 
 

 
Bebauungsplan Nr. 8 "Östlich der Straße zum Walde" -Rosenthal 

Das Planungsziel ist, die Absicherung des Bestandes sowie der Betriebserweiterun-
gen des vorhandenen Autohändlers in der Ortschaft Rosenthal zu gewährleisten. 

Für den zweiten Geltungsbereich wird landwirtschaftliche Fläche in dem Flächennut-
zungsplan der Stadt dargestellt. Der Flächenpool ist aus dieser Darstellung entwi-
ckelt. 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgüter ("die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes") sind nicht gegeben.  

 

1.3 Notwendigkeit der Planaufs tellung; Ziele , Zwecke  und Aus wirkungen des  Be-
bauungs plans  

Ziel der Planung ist die Absicherung des bestehenden Autohauses in dem OT Ro-
senthal. 

Die in den vorliegenden Bebauungsplänen getroffene Festsetzung des Bestandes 
als Mischgebiet ist für die gewerbliche Nutzung nicht mehr ausreichend. 
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Grundsätzlich wäre ein Autohaus auch in einem Gewerbegebiet zulässig. Um aus-
schließlich den Bestand sowie die Erweiterungen des Autohauses langfristig zu si-
chern und nicht die Ansiedlung für jedweden anderen Gewerbebetrieb zu ermögli-
chen, wird die Festsetzung eines Sondergebietes für die betreffenden Flächen ge-
wählt. Hiermit wird die gewachsene Struktur berücksichtigt.  

Die Bebauungspläne Nr. 5 "Im Böge" sowie Nr. 8 "Östlich der Straße zum Walde" 
setzen für die überplanten Bereiche des Autohauses sowie für die unmittelbare 
Nachbarschaft Mischgebiete fest. Die gebietstypische Nutzung eines Mischgebietes 
wird durch ein ausgewogenes Nebeneinander von Wohnnutzung und nicht wesent-
lich störende gewerbliche Nutzung geprägt. Durch die Herauslösung des Gewerbe-
betriebes entfällt die gewerbliche Nutzung, so dass der Mischgebietscharakter für die 
verbleibenden Wohnnutzungen nicht mehr gegeben ist. Folgerichtig werden die an-
grenzenden Mischgebietsbereiche in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit 
aufgenommen, und entsprechend der ausgeübten Nutzung als allgemeine Wohnge-
biete (WA) festgesetzt. Dieses hat zur Folge, dass das Autohaus zukünftig bei seinen 
Emissionen den höheren Schutzanspruch von Wohngebieten in der Nachbarschaft 
zu berücksichtigen hat. 

Unter Berücksichtigung der umweltschützenden Belange in der Abwägung wurde auf 
Grundlage der Planung ein Schallgutachten erstellt. Zusätzlich wurde die Anbindung 
an die Niedersachsenstraße sowie der Ausbaustandart der Straße "Zum Walde" mit-
tels Verkehrsgutachten überprüft. Die Ergebnisse sind nach Abwägung durch die 
Stadt in die Planfestsetzungen eingeflossen. Darüber hinaus wurde im Frühjahr 2016 
eine Ermittlung eine Begutachtung des Vorkommens von Feldhamstern vorgenom-
men. 

Die überwiegende Fläche war in der Vergangenheit bebaut. Insofern ist die Eingriffs-
regelung nach dem BNatSchG (dargestellt im Kapitel 3.0) in der Gegenüberstellung 
der bestehenden Versiegelung resp. der rechtlich festgesetzten mit der Planung zu 
dem Ergebnis gekommen, dass der naturschutzfachliche Eingriff nur teilweise durch 
die Anpflanzungen auf dem Gelände ausgeglichen wird. Die externe Ausgleichs-
maßnahme ist in dem vorliegenden Bebauungsplan über einen zweiten Geltungsbe-
reich gesichert. 

Bei der Abwägung der Belange bezieht sich die Stadt insbesondere auf § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB, wonach ein Ausgleich nicht erforderlich ist, soweit Eingriffe bereits 
vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  
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2.0 Planinha lt/ Begründung 

 

2.1 Baugebie te  

Die rechtskräftig bestehenden Mischgebiete gem. § 6 BauNVO im Geltungsbereich 
werden neu geordnet durch Festsetzung von Sondergebiet gem. § 11 BauNVO und 
von allgemeinem Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.  

Der vorliegende Bebauungsplan besitzt zwei Geltungsbereiche. Der erste betrifft die 
baulichen Entwicklungen am südöstlichen Ortsrand der Ortschaft Rosenthal. Über 
einen zweiten Geltungsbereich südwestlich der Ortslage werden die notwendige 
Ausgleichsmaßnahme und die verbleibende Fläche als Flächenpool gesichert. 

Ist im Folgenden der Geltungsbereich nicht näher bezeichnet, handelt es sich grund-
sätzlich um die Belange zu Geltungsbereich I. Eine Bezugnahme auf den Geltungs-
bereich II ist explizit erwähnt. 

 

2.1.1 Art der baulichen Nutzung 

- Sonstiges Sondergebiet (SO), gem. § 11 Abs. 3 BauNVO 
Entsprechend der vorhandenen Nutzung wird die zulässige Art der baulichen Nut-
zung gem. § 11 Abs. 3 BauNVO als sonstiges Sondergebiet festgesetzt. Das Son-
dergebiet wird aufgrund der geplanten Nutzungen in ein Sondergebiet 1, in welchem 
die typischerweise üblichen Nutzungen eines Autohandels zulässig sind, und in ein 
Sondergebiet 2, welches vordringlich für die Abstellung von PKW in Vorbereitung der 
weiteren Veräußerung dient, unterteilt. Bezogen auf die Nutzungen erfolgt die weite-
re Zweckbestimmung mit "Autohandel" und "Stellfläche". Die weitergehende Untertei-
lung des SO 1 resultiert ausschließlich aus schalltechnischen Gesichtspunkten.  

In dem Sondergebiet 1 (SO 1) soll das Autohaus abgesichert und Flächen für die 
Erweiterung zur Verfügung gestellt werden. Die typischen Nutzungen eines Automo-
bileinzelhandels werden für diesen Bereich festgesetzt. Zulässig sind bauliche Anla-
gen und Einrichtungen für: 

1. Verwaltung 
2. Verkauf und Präsentation 
3. Service und Dienstleistung 
4. Wartung, Reparatur und Pflege 
5. Lagerung von Autoteilen, Schmier- und Pflegestoffen 
6. Park- und Stellplätze für Mitarbeiter- und Kundenfahrzeuge 

Die Nutzungen basieren auf den bisher bereits ausgeübten Nutzungen an diesem 
Standort. Sie stellen lediglich übergeordnete Nutzungsgruppen dar. Da nicht ab-
schließend auch ggf. zukünftige Nutzungen durch die Oberbegriffe erfasst werden 
können, wird durch eine Öffnungsklausel ebenfalls die Zulässigkeit von Nutzungen 
definiert, welche in einer Beziehung resp. üblicherweise in einer Verbindung zum Au-
tomobileinzelhandel stehen. 

Aufgrund der Aufsichtsfunktion werden Wohnungen für Betriebsinhaber sowie Auf-
sichtspersonal zugelassen. Die bebauten Bereiche waren zuvor als Mischgebiet bau-
leitplanerisch gesichert, in dem Wohnen allgemein zulässig ist. Das Gebäude 
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"Zum Walde Nr. 20" erfährt diese Mischnutzung durch Werkstatteinrichtungen im 
Erdgeschoss sowie Wohnnutzungen im Obergeschoss. Um hier keine unnötige Här-
te aufkommen zu lassen, wird die allgemeine Wohnnutzung als ausnahmsweise zu-
lässig erklärt. So ist sichergestellt, dass Wohnen weiterhin möglich ist; die Hauptnut-
zung des Autohauses hierdurch jedoch nicht gefährdet wird. Dem allgemeinen Woh-
nen wird der Schutzanspruch eines Mischgebietes zugesprochen mit 60 dB(A) tags 
und 45 dB(A) nachts, wie es bereits im Bestand durch die Mischgebietsfestsetzung 
gewährleistet sein muss.   

Für das Sondergebiet 2 (SO 2) gelten nur eingeschränkte Nutzungen, da hier keine 
hochbauliche Anlagen zugelassen werden sollen. Auch Nebenanlagen gem. § 14 
BauNVO sind unzulässig. Hierdurch wird eindeutig zum Ausdruck gebracht, dass ei-
ne grundsätzliche bauliche Entwicklung in diesem westlichen Teilabschnitt nicht ge-
sehen wird. Nur für die geplante Nutzung erfolgt hier eine Regelung. Entsprechend 
dem Betreiberkonzept werden auf dieser Fläche PKW, sowohl gebrauchte als auch 
Neufahrzeuge, abgestellt in Vorbereitung der Abholung durch den zukünftigen Käu-
fer. Die zulässigen Nutzungen werden wie folgt festgesetzt: 

1. ebenerdige Stellflächen für die temporäre Abstellung von PKW (Neu-/ Ge-
brauchtfahrzeuge 

- Allgemeines Wohngebiet (WA), gem. § 4 BauNVO 
In den allgemeinen Wohngebieten werden aufgrund der gewachsenen Strukturen 
sowie des Störpotentials Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 
und 5 BauNVO ausgeschlossen. Zugleich wird aus dem Bebauungsplan Nr. 8 "Öst-
lich der Straße zum Walde" die Beschränkung von zwei Wohnungen je Wohngebäu-
de in den allgemeinen Wohngebieten übernommen.  

 

2.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Um die Baukörper städtebaulich in die Umgebung zu integrieren, trifft der vorliegen-
de Bebauungsplan Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen Grundflächenzahl, der 
Bauweise und der zulässigen Höhe baulicher Anlagen. Durch diese Festsetzungen 
wird das Maß der baulichen Nutzung hinreichend bestimmt.  

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird im SO 1 aufgrund des Nutzungsbedarfs mit 0,9 
und im SO 2 mit 0,8 festgesetzt. Die Überschreitung der Obergrenze der Grundflä-
chenzahl resultiert aus der im Bestand bereits vorliegenden fast vollständigen Ver-
siegelung der Flächen welche aus der eingeschränkten Flächenverfügbarkeit sowie 
den umfänglichen versiegelten Flächen einer derartigen Nutzung einhergeht. Um hier 
nicht zusätzlich landwirtschaftliche Fläche in Anspruch nehmen zu müssen, wird eine 
moderate Überschreitung der Grundflächenzahl zugelassen. Die Festsetzung der 
Höhen erfolgt in dem SO 1 in Analogie zu der zuvor festgesetzten II-Geschossigkeit 
in dem überplanten Mischgebiet. Aufgrund des Ausschlusses von Hochbauten in 
dem SO 2 wird hier eine Höhenregelung nicht erforderlich. 

In dem Allgemeinen Wohngebiet wird die GRZ mit 0,4 festgesetzt. Diese entspricht 
der zuvor in dem Mischgebiet festgesetzten Grundflächenzahl. Ebenfalls beibehalten 
wird die Festsetzung der Geschossigkeit. So wird südlich der Straße "An den Rotte-
kuhlen" die Zweigeschossigkeit und östlich der Straße "Zum Walde" die Eingeschos-
sigkeit festgesetzt.  
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Die zuvor in den Mischgebieten festgesetzte Geschossflächenzahl entfällt für die 
Sondergebiete und die allgemeinen Wohngebiete, um eine höhere Nachverdichtung 
zu ermöglichen. 

Zur Einfassung in das Landschaftsbild setzt der Bebauungsplan mittels Anpflanzfest-
setzung auf den Bauflächen an der West- und Ostgrenze seines Geltungsbereiches 
eine Strauch-Baumhecke in einer Breite von 6 m sowie im Süden eine 3 m breite 
Heckenbepflanzung fest. Die Verringerung des Pflanzstreifens im Süden erfolgt aus 
Gründen einer erhöhten Ausnutzbarkeit der Flächen. Um dem Belang des Land-
schaftsbildes ausreichend Rechnung zu tragen, werden zusätzlich Baumstandorte 
festgesetzt. Bei sämtlichen Anpflanzungen sollte der Vorrang autochthonem und ge-
bietsheimischem Saat- und Pflanzgut gegeben werden. 

 

2.1.3 Bauweis e, Baugrenzen 

Da bei der Festsetzung eines Sondergebietes üblicherweise von großen Baukörpern 
auszugehen ist, wird eine abweichende Bauweise (a) in dem SO 1 festgesetzt, die 
Gebäudelängen über 50 m zulässt, während in den allgemeinen Wohngebieten offe-
ne Bauweise (bis 50 m Länge) entsprechend den bestehenden Mischgebieten fest-
gesetzt wird.  

Die überbaubare Fläche wird großzügig durch Baugrenzen definiert. Dabei wird die 
Baugrenze grundsätzlich mit einem Abstand von 3 m zu den Baugebietsgrenzen ge-
wählt. Abweichungen erfolgen in der Übernahme des 5 m Abstandes der Wohnge-
biete zu den öffentlichen Verkehrsanlagen in zwei Bereichen, wie bereits in den be-
stehenden Mischgebieten geregelt. Zur Vermeidung von Schlechterstellung der 
Grundstücke im Übergangsbereich der Sondergebiete zu den allgemeinen Wohnge-
bieten wird entsprechend der bestehenden Rechtslage die Baugrenze durchgängig 
festgesetzt. Die erforderlichen Abstandsregelungen erfolgen hier gemäß Nieder-
sächsischer Bauordnung. In dem allgemeinen Wohngebiet südlich der Straße "An 
den Rottekuhlen" wird aus der bisherigen Rechtslage die Baugrenze direkt an die 
Grünfläche gelegt, sowie das bestehende Garagengebäude umfahren.  

 

2.1.4 Überbaubare  Grunds tücks fläche 

Aufgrund der geplanten Nutzung als Autohaus werden umfangreiche ebenerdige 
Stellflächen erforderlich. Insofern lässt der Bebauungsplan in den Sondergebieten 
ebenerdige Stellplätze und Stellflächen sowie Ausstellungsflächen, welche der 
Hauptanlage zuzuordnen sind und in der überbaubaren Fläche zulässig wären, auch 
außerhalb der überbaubaren Flächen gem. § 23 Abs. 5 BauNVO zu. Für die allge-
meinen Wohngebiete wird der Ausschluss von Stellplätzen und Garagen außerhalb 
der überbaubaren Fläche aus dem Bebauungsplan Nr. 8 "Östlich der Straße zum 
Walde" übernommen. 

 

2.2 Verkehrliche  Belange   

Der Planbereich wird von dem bestehenden Straßensystem ausreichend erschlos-
sen. Die einzige Zufahrt zu den Sondergebietsflächen erfolgt von der "Hauptstraße" 
(B 494) über die "Straße zum Walde" sowohl für die Anbindung des Autohauses als 
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auch für die Wohngebiete. Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit der vorhandenen 
Erschließung wurde eine Verkehrsuntersuchung erstellt4). Zur Ermittlung der vor-
handenen Verkehrsmengen wurde an dem Knoten An den Rottekuhlen/ Straße am 
Walde am 07/ 08. September 2015 für 24 Stunden eine Knotenstromzählung mittels 
Videoanlage vorgenommen. Die werktägliche Verkehrsbelastung ergab sich auf der 
Straße Zum Walde mit bis zu 438 Kfz/ 24h gerundet wie folgt: 
 

 
Verkehrsbelastung: Kfz/ 24h 

In der morgendlichen Spitzenstunde (9.45 – 10.45 Uhr) wurden 23, in der abendli-
chen Spitzenstunde (17.00 – 18.00 Uhr) 45, in den Knoten von Norden ein- respekti-
ve ausfahrende Kraftfahrzeuge (Kfz) ermittelt.  

Im Ergebnis stellt das Gutachten fest, dass der vorhandene Knoten die anfallenden 
Verkehre problemlos bewältigen kann. Auch die durch die Ausweisung von neuen 
Bauflächen resultierende Erhöhung der Verkehre um rd. 110 Kfz/ 24h ist durch den 
vorhandenen Knoten zu bewältigen. Das auch in der Vergangenheit aufgetretene 
Problem in der Verkehrsabwicklung liegt nicht in dem grundsätzlichen Ausbau der 
Straßen, sondern in dem ruhenden Verkehr, welcher den befahrbaren Straßenquer-
schnitt einengt. Begleitend zu der Straße Zum Walde ist das beidseitige Parken zu-
lässig. Gerade südlich des Abzweiges An den Rottekuhlen wird die Straße Zum 
Walde temporär durch parkende Kundenfahrzeuge so weit eingeengt, dass bei der 
vorhandenen Breite von rd. 7,50 m eine Restfahrbahnbreite von rd. 3,50 m verbleibt. 
Diese Breite ist für die Befahrung z.B. mit landwirtschaftlichem Gerät nicht mehr ge-
eignet. Durch die Neuplanung entstehen vordringlich östlich der Straße Zum Walde 
neue Kundenparkplätze auf den Flächen des Sondergebietes, so dass sich die Be-

                                                
4) WVI Prof. Dr. Wermuth Verkehrsforschung, "Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 10 in 

Peine Rosenthal", Braunschweig, Oktober 2015 
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standssituation entschärfen wird. Zusätzlich schlägt das Gutachten vor, das Parken 
nur noch auf der westlichen Fahrbahnseite der Straße Zum Walde zu erlauben. 

Ebenfalls geprüft wurde die Wendemöglichkeit für die rd. 38 Anfahrten pro Jahr des 
Autohauses von Autotransportern. Hier verwirft das Gutachten die Anlage einer 
Wendeschleife aufgrund des unverhältnismäßig hohen Verbrauchs von Fläche. 
Vielmehr wird vorgeschlagen, wie vorhanden, das Entladen und Wenden weiterhin 
über die Straße Zum Walde und An den Rottekuhlen erfolgen zu lassen.  

 

2.3 Immis s ions s chutz 

Zum Schutz der im Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen vor Lärm wurde die Pla-
nung einer schalltechnischen Untersuchung5) unterzogen. Die Beurteilung der Ge-
werbelärmsituation des Autohauses erfolgt auf der Grundlage der DIN 18005 6) unter 
Beachtung der Regelungen der TA Lärm 7). Geräusch-Vorbelastung aus angrenzen-
den gewerblichen Nutzungen liegt nicht vor, so dass die Emissionen des Autohauses 
maßgebend für die schalltechnische Beurteilung sind. Die Untersuchung ist dabei zu 
dem Ergebnis gelangt, dass eine Nutzung des Vorhabengebietes in Bezug auf die 
beabsichtigte Nutzung unter Wahrung der gesunden Wohnverhältnisse in den an-
grenzenden Gebieten, die abgeleitet aus den Bebauungsplänen als allgemeine 
Wohngebiete einzuordnen sind, möglich ist.  

Für Gewerbelärmeinflüsse sind im Einzelfall die Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 
der TA Lärm heranzuziehen, die für allgemeine Wohngebiete bei 55 dB(A) am Tage 
und bei 40 dB(A) in der Nachtzeit liegen. Für städtebauliche Planungen, wie dieser 
Bebauungsplan, sind die sog. Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 
"Schallschutz im Städtebau" in die Abwägung einzustellen. Sie betragen für allge-
meine Wohngebiete ebenfalls 55 dB(A) am Tage und 45 bzw. 40 dB(A) in der Nacht. 
Der niedrigere Wert in der Nachtzeit gilt bei der Beurteilung von Gewerbelärmein-
flüssen.  
 
Gebiet gem. BauNVO 18005 DIN 

Orientierung  
s-Werte 

Gewerbe u. ä. 
dB(A) 

Tag/Nacht 1) 

TA-Lärm 
  

 
dB(A) 

Tag/Nacht 

§ 4 
allgemeines Wohngebiet 

(WA) 

  
55/40 (45)²) 

 
55/40 

1) Tag: 06.00 – 22.00, Nacht: 22.00 – 06.00 Uhr 
2) Der in Klammern stehende Wert steht für Verkehrslärm nachts. 

                                                
5) Bonk- Maire- Hoppmann GbR, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Nr. 10 

"An den Rottekuhlen- Zum Walde" in der Stadt Peine, OT Rosenthal, Gutachtennummer: 
15158, Garbsen, 28.09.2015 

6) DIN 18005, Teil 1"Schallschutz im Städtebau – Teil 1, a.a.O. 
7) Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 

Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm), 26. August 1998, (GMBl Nr. 26/1998 S. 503) 
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In dem Gutachten wurde eine Kontingentierung des Lärms -im Sinne der vorliegen-
den Angebotsplanung- nach DIN 456918) in den Sondergebieten vorgenommen, 
welche die Obergrenze des in dem Gebiet erzeugten Lärms definiert. Der Bebau-
ungsplan hat die ermittelten Lärm-Emissionskontingente in die Planfestsetzungen 
aufgenommen, so dass den gesunden Wohnverhältnissen in den angrenzenden 
Wohngebieten unter Berücksichtigung der geltenden Normen und Rechtsvorschriften 
Rechnung getragen ist.  

Die flächenbezogenen Emissionskontingente ergeben sich wie folgt: 

Teilfläche  LEK, tags 6.00 – 22.00 Uhr LEK, nachts 22.00 – 6.00 Uhr 
SO 1.1 60 45 
SO 1.2 und SO 2 58 43 

Somit liegen die Werte im Bereich der Orientierungswerte für Mischgebiete von 
60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. 

Zusätzlich berechnet das Gutachten richtungsabhängige Zusatzkontingente in die 
von der Wohnbebauung abgewandte Richtung von 3 dB(A), welche gleichfalls in 
dem Bebauungsplan mit ihren Richtungssektoren festgesetzt werden. 

Die Beeinträchtigungen der Anwohner in den angrenzenden Wohngebieten durch 
Gewerbelärm sind somit nicht erheblich. 

Um das abstrakte Planungsinstrument "flächenbezogenes Emissionskontingent" 
auch in der späteren Genehmigungspraxis von Einzelvorhaben handhabbar zu ma-
chen bzw. um Schallpegelminderungen durch abschirmende Maßnahmen (Wall, 
Wand, Gebäude etc.) zu berücksichtigen, lässt der Bebauungsplan entsprechende 
Ausnahmen textlich zu. So kann eine geschickte Anordnung der Gebäude bzw. Ord-
nung der Betriebsabläufe dafür sorgen, dass der tatsächlich nutzbare ("wahre") 
Schallleistungspegel höher als der "immissionsbezogene" Kennwert ist. 

Die erforderlichen Nachweise zur Einhaltung der Emissionskontingente sind im Zuge 
der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 

 

2.4 Grünordnung  

Entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 8 "Östlich der Straße 
zum Walde" wird westlich des Planbereiches eine 6 m Breite Strauch-Baum-Hecke 
festgesetzt und südlich eine 3 m breite. Um das Landschaftsbild von Süden abzu-
runden, werden zusätzlich Baumstandorte festgesetzt. Im Gegenzug wird in der be-
stehenden Anpflanzfestsetzung des Bebauungsplanes Nr. 8 die Anzahl der zu pflan-
zenden Bäume von zwei auf einen je 50 m² reduziert. Die in dem Bebauungsplan 
Nr. 8 festgesetzten zwei zu erhaltenden Bäume sind an dieser Stelle nicht mehr vor-
handen, werden jedoch in der Eingriffsbilanz berücksichtigt. Insofern regelt der vor-
liegende Bebauungsplan die Anpflanzung neu. Der Westrand des Plangebietes er-
hält ebenfalls eine 6 m breite Eingrünung. Um einerseits eine Pflege des Grünstrei-
fens zu ermöglichen, andererseits eine Verschattung und Verwurzelung der angren-
zenden landwirtschaftlichen Flächen zu minimieren, hat die Strauchhecke einen Ab-
stand von 0,60 m von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flurstücken zu 
halten. Gleiche Abstände gelten für die Errichtung einer aufgrund der Nutzung not-
wendigen Einfriedung mit einer Zaunanlage. 

                                                
8) DIN 45691 "Geräuschkontingentierung", Dezember 2006, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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Die 10 m breite private Grünfläche südlich der Straße An den Rottekuhlen wird aus 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 5 "Im Böge" übernommen. 

 

2.5 Landwirts chaft 

Von der landwirtschaftlichen Flächenbewirtschaftung im Umfeld ausgehende Beein-
trächtigungen sind als ortsüblich hinzunehmen. Hierzu gehört auch die z. B. bei der 
Bodenbearbeitung oder der Getreideernte auftretende Staubentwicklung. Die vor-
handenen Drainagen sind abzufangen bzw. neu zu verlegen. Zu den Flurstücken mit 
landwirtschaftlicher Nutzung ist ein Abstand mit Bewuchs und Zaunanlage von mind. 
0,6 m einzuhalten. 

Aufgrund der auftretenden Vernässung der landwirtschaftlichen Flächen bei starken 
Niederschlägen im Bereich und Umfeld des SO 2 ist im Zuge des Planvollzuges da-
rauf zu achten, dass sich kein Oberflächenwasser auf den benachbarten Flächen 
ansammeln kann. 

 

2.6 Ver- und Ents orgung 

Die Müllentsorgung erfolgt über den Landkreis Peine.  

Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen des Gebietes sind zum Teil bereits vorhan-
den. Veränderungen von Hausanschlüssen oder Verlegungen von Anlagen und Lei-
tungen auf dem Gelände sind zwischen den Bauherrn und den Ver- und Entsor-
gungsträgern abzustimmen.  

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr weist darauf hin, 
dass seitens des Straßenbaulastträgers der Bundesstraße keine Lärmschutzmaß-
nahmen für das Plangebiet errichtet und auch keine Kosten hierfür übernommen 
werden. Ansprüche hinsichtlich der Emissionen wie Lärm, Staub, Gasen oder Er-
schütterungen können gegenüber dem Bund nicht geltend gemacht werden. 

 

2.7 Vorbeugender Brands chutz 

Die erforderlichen Maßnahmen für den vorbeugenden Brandschutz sind im Bauge-
nehmigungsverfahren mit dem zuständigen Brandschutzprüfer und der Freiwilligen 
Feuerwehr abzustimmen. 

 

2.8 Kampfmitte l 

Eine Kampfmittelfreiheit der Fläche kann gem. Aussage der zuständigen Behörde 
(LGLN, Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Re-
gionaldirektion Hameln-Hannover) nicht bescheinigt werden. Der Eigentümer ist für 
die Überprüfung verantwortlich; empfohlen wird eine Luftbildauswertung durchzufüh-
ren, um ggf. weitere Maßnahmen ergreifen zu können. 
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2.9 Maßnahmenfläche/ priva te  Grünfläche 

In einem zweiten Geltungsbereich wird ein Flächenpool angelegt, der für natur-
schutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung steht. Die Fläche wird lang-
fristig der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Insofern setzt der Bebauungsplan 
auf einer Fläche von rd. 4.440 m² private Grünfläche fest, zugleich wird die Fläche 
mit der Signatur für eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft umgrenzt. Die Fläche soll aus der Bewirt-
schaftung genommen werden, so dass sich eine Gras- und Staudenflur entwickeln 
kann. Die Pflege der Fläche erfolgt über eine zweischürige Mahd, welche die Ansied-
lung von Gehölzen verhindern soll. Gleichzeitig hat der Einsatz von Pestiziden zu un-
terbleiben. Dabei wird ein 3,50 m breiter Streifen im Norden des Flurstückes parallel 
zu dem Verlauf der Parzelle der Bundesstraße von der Maßnahmenfläche ausge-
nommen, da hier die Anlage eines Radweges geplant ist. 

Da nur ein Teil der Fläche für den Ausgleich des vorliegenden Bebauungsplanes be-
nötigt wird, kann der verbleibende Teil für zukünftige Ausgleichsmaßnahmen im 
Stadtgebiet genutzt werden. Dieses sichert der vorliegende Bebauungsplan. 

 

 

3.0 Umweltberich t 

 

3.1 Ein le itung 

 

3.1.1 Inha lt und Ziele  des  Baule itp lans  

Der Bebauungsplan hat das Ziel, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Sicherung des bestehenden Autohauses und die Zurverfügungstellung von Entwick-
lungsflächen in der Ortschaft Rosenthal zu schaffen.  

Auf insgesamt rd. 1,14 ha ermöglicht der Bebauungsplan die Errichtung eines Auto-
handels durch Festsetzung eines Sondergebietes. Von den 1,14 ha waren bereits 
rd. 0,46 ha zuvor mit Mischgebiet überplant und 0,26 ha – hierbei handelt es sich um 
den Bereich westlich der Straße Zum Walde, südlich des Bebauungsplanes Nr. 5 "Im 
Böge"- sind baulich in das Autohaus integriert. 

Für die 0,36 ha neu festgesetzten allgemeinen Wohngebiete werden das Maß der 
baulichen Nutzung aus den zuvor festgesetzten Mischgebieten mit einer Grundflä-
chenzahl von 0,4 sowie der 6 m breite Anpflanzstreifen im Osten übernommen. Inso-
fern werden die Wohngebiete in der Bilanzierung keinen Beitrag leisten. Gleiches gilt 
für die bestehende öffentliche Verkehrsfläche. Mit Blick auf die gewählte Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,9 im SO 1 und 0,8 im SO 2 in dem Vorhabengebiet sind hier 
Versiegelungen auf rd. 1,01 ha möglich, von denen im planungs- oder bauordnungs-
rechtlichen Bestand bereits rd. 0,42 ha versiegelbar sind. Insofern wird eine erstmali-
ge Versiegelung auf rd. 0,59 ha vorbereitet. Zusätzlich wird die vorhandene Straßen-
verkehrsfläche festgesetzt.  
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In dem zweiten Geltungsbereich wird Ackerland überplant und als Flächenpool gesi-
chert. Hier soll auf einer Fläche von rd. 0,45 ha eine Gras- und Staudenflur entste-
hen. 
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Dem Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB wird entsprochen, da der Flächen-
nutzungsplan der Stadt Peine mit seiner 14. Änderung im Parallelverfahren geändert 
wird. 

Insgesamt betrachtet sind besondere negative Auswirkungen durch die Planung 
nicht zu erwarten. Allerdings wird es zu erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
güter Boden und Wasser bei der Umsetzung der Planung in dem Bereich der zusätz-
liche Versiegelungen kommen.  

 

3.1.2 Zie le  des  Umwelts chutzes  

Die Stadt berücksichtigt bei der vorliegenden Planaufstellung insbesondere folgende, 
in den einschlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschut-
zes: 

• Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 9) 
• Schutz und Vermeidung vor/von schädlichen Umweltein- oder -auswirkungen 10) 11) 
• nachhaltige Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktion 12). 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Dar-
stellungen und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogramms 2008 13), 
des Landschaftsrahmenplans 14) und des Flächennutzungsplans der Stadt Peine ab-
geleitet und im Sinne von § 1a BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG berücksichtigt. 

Bei der Bewertung der Umweltbelange wurde der derzeitige Zustand von Natur und 
Landschaft in der Örtlichkeit zugrunde gelegt und den Festsetzungen des vorliegen-
den Bebauungsplans gegenübergestellt. Aufgrund der für verschiedene Schutzgüter 
zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen sind im Bebauungsplan Aus-
gleichsmaßnahmen zur Kompensation dieser Eingriffe festzulegen. 

 

3.1.3 Methodik 

Grundsätzlich sind zwei Bewertungsmethoden zu unterscheiden: 

1. Die naturschutzfachliche Bewertung des Bestandes hinsichtlich der Bedeutung 
für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild. 

2. Die Bewertung der Umweltauswirkungen hinsichtlich ihrer Erheblichkeit. 
 

Die Untersuchungen der Umwelterheblichkeit beschränken sich in der Hauptsache 
auf das Plangebiet selbst. Hierbei werden die örtlichen Gegebenheiten ausgewertet. 
Inhaltlich wurden die Schutzgüter gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB untersucht. 

Verwendete Bewertungsmodelle: 

                                                
9) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
10) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
11) DIN 18005 
12) Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
13) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den  
 Großraum Braunschweig, in der aktuellen Fassung 
14) Planungsgruppe Ökologie und Umwelt: Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine, 1993 
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Zur Bewertung der Erheblichkeit der Beeinträchtigungen in die Schutzgüter des Na-
turschutzes wird die "Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men in der Bauleitplanung" des Niedersächsischen Städtetages von 2013 15) ange-
wendet. 

 

3.2 Bes chre ibung und Bewertung der Umweltaus wirkungen, d ie  in  der Umwelt-
prüfung ermitte lt wurden . 

Innerhalb der Umweltprüfung wurden die naturräumlichen Belange gegliedert nach 
den Schutzgütern Mensch, Pflanzen und Tiere, Boden, Wasser, Klima/ Luft, Land-
schaft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter untersucht und die Auswirkungen der 
Planung auf die Schutzgüter im Umweltbericht ermittelt. 

Die Prüfung erfolgt schutzgutbezogen auf der Grundlage der Auswertung übergeord-
neter Planungen und Fachgutachten. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung sind für einzelne Schutzgüter Umweltauswir-
kungen zu erwarten.  

Methodik: 

Im Hinblick auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild werden 
 das Regionale Raumordnungsprogramm, 
 die Aussagen des Landschaftsrahmenplans des Landkreises Peine 16), 
 Bodenübersichtskarten, 
 das Kartenwerk des Niedersächsischen Landesamtes für Wasserwirtschaft, 

Küsten- und Naturschutz (NLWKN) 
ausgewertet. 

Ergänzend werden Erkenntnisse aus Ortsbegehungen berücksichtigt. 

Bezüglich der Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und Kultur- und 
sonstige Sachgüter werden, sofern vorhanden, Aussagen zu Schall, Verkehr, Erho-
lung, Kultur etc. zugrunde gelegt. 

 

3.2.1 Bes tand  

Das Plangebiet an der südöstlichen Ortslage von Rosenthal ist überwiegend bebaut. 
In den überplanten Mischgebieten der Bebauungspläne Nr. 5 "Im Böge" sowie Nr. 8 
"Östlich der Straße Zum Walde" ist eine zulässige Versiegelung von 60 vom Hundert 
(GRZ 0,4 zuzügl. Überschreitung von 50 %) zulässig. Für die gem. § 34 BauGB ge-
nehmigte Erweiterung des Autohauses westlich der Straße Zum Walde wird gleich-
falls von diesem zulässigen Grad der Versiegelung in der Bilanzierung ausgegangen. 
Eine erstmalige Überplanung von landwirtschaftlicher Fläche findet im Westen auf rd. 
0,18 ha (SO 2) und im Osten mit einer Teilfläche von SO 1.1 auf rd. 0,25 ha statt. 

Der Bebauungsplan überplant insgesamt eine Fläche von rd. 1,71 ha.  

Der Geltungsbereich II überplant auf einer Fläche von rd. 0,45 ha Ackerland. 

                                                
15) Niedersächsischer Städtetag, "Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen in der Bauleitplanung", 9. völlig überarbeitete Auflage, Hannover 2013 
16) Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine, 1993 
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a) Arten und Lebensgemeinschaften 
Kriterium für die Bearbeitung des Schutzgutes stellen die Naturnähe des Biotops und 
das Vorkommen gefährdeter Arten dar. 

Informationsbasis für die Bestandsdarstellung des Schutzgutes sind nachfolgende 
Quellen: 

• Biotoptypenkartierung für die neu in Anspruch genommenen Flächen 
• Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine 
• MAP-Server NLWKN 

Biotoptypen:17) 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rd. 1,71 ha, welche zum überwiegenden 
Teil bereits bebaut resp. über Bebauungspläne rechtlich gesichert ist. Insofern wird 
für die auf den Biotoptypen resultierende Bilanzierung auf den rechtlichen Bestand 
i.S.v. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB zurückgegriffen. Die festgesetzten Grünstrukturen 
(Hecken, Bäume) werden in die Bilanz einbezogen. Bei den erstmals neu überplan-
ten Flächen in beiden Geltungsbereichen handelt es sich um Ackerland. 

Fauna: 

Aufgrund der langjährigen Nutzungsstrukturen mit Bebauung für Wohnen und Auto-
haus weist das Plangebiet für große Teile der Tierwelt keine besondere Bedeutung 
auf. Hinzu kommt der Umstand, dass sich die Flächen im Wesentlichen innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortslage befinden. 

Der Bereich der landwirtschaftlichen Flächen ist jedoch, insbesondere für Vögel und 
Feldhamster, ein gut geeigneter Lebensraum, wobei die landwirtschaftliche Fläche 
im Westen des Öfteren vernässt und somit für eine Besiedlung des Feldhamsters 
nicht in Frage kommt. Aufgrund des Meidungsverhaltens der Feldlerche von ca. 100 
m zu höheren Erhebungen (Bebauung, Bäume etc.) ist aufgrund der vorliegenden 
Strukturen (Bebauung im Norden, Waldfläche und Friedhof ca. 180 m südlich sowie 
Großbaumbestand entlang des Feldweges in Verlängerung der Straße Zum Walde) 
ist von einem Vorkommen nicht auszugehen.  

Im Frühjahr 2016 erfolgte eine faunistische Begehung zu Feldhamstern für das Plan-
gebiet und angrenzende Flächen. Feldhamsterbauten konnten hierbei nicht festge-
stellt werden. Der Artenschutz gilt jedoch unmittelbar; insofern hat vor Beginn von 
Baumaßnahmen auf Potentialflächen eine Begutachtung zu erfolgen. Da jedoch 
auch in der Vergangenheit für die potentiell vorkommenden geschützten Arten der 
Feldflur im Landkreis Peine Befreiungen von den Verstößen gem. § 44 BNatSchG er-
teilt worden sind, geht die Stadt Peine von der grundsätzlichen Möglichkeit einer Be-
freiung aus. Hierzu werden – bei Auffinden streng geschützter Arten- geeignete 
Maßnahmen mit der Fachbehörde des Landkreises abgestimmt. 

Der Geltungsbereich II wird ebenfalls intensiv landwirtschaftlich genutzt. Durch die 
geplante Anlage einer Gras- und Staudenflur werden die artenschutzrechtlichen 
Rahmenbedingungen verbessert. 

Ungeachtet dessen gilt das Artenschutzrecht unmittelbar.  

Innerhalb der Plangebiete befinden sich keine Schutzgebiete (LSG, NSG, FFH usw.).  

                                                
17) NLWKN, Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen, März 2011 
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Bewertung 
Bezüglich des Schutzgutes Arten und Lebensgemeinschaften hat das Plangebiet le-
diglich eine allgemeine Bedeutung. Dies ist auf die vorhandenen Nutzungen und die 
damit verbundenen Überformungen und Störungen zurückzuführen. 

Diese Einschätzung deckt sich auch mit den Aussagen des Landschaftsrahmenpla-
nes für den Landkreis Peine (Karte I: Arten und Lebensgemeinschaften), der das 
Plangebiet überwiegend dem Siedlungsbereich zuordnet und bezüglich der Leis-
tungsfähigkeit für das Schutzgut als stark eingeschränkt bewertet. 

b) Boden 
Kriterium für die Bearbeitung des Schutzgutes stellt der Natürlichkeitsgrad dar. 

Informationsbasis für die Bestandsdarstellung des Schutzgutes sind nachfolgende 
Quellen: 

• Bodenübersichtskarte 1 : 50.000 
• Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine 

Nach den Angaben der Bodenübersichtskarte des LBEG ist der Boden im Plangebiet 
als Pararendzinen anzusprechen. Bei dem Plangebiet II handelt es sich um Pseu-
dogley. 

Die Bodeneigenschaften sind aufgrund der langjährigen Bebauung bzw. landwirt-
schaftlichen Nutzung der Flächen teilweise stark überprägt. 

Die natürlichen Funktionen und Werte (Lebensraum, Puffer- und Filtereigenschaften) 
sind im Bereich der bebauten Flächen als beeinträchtigt einzustufen. 

Bewertung 
Im Hinblick auf das Schutzgut besitzen die Plangebiete eine allgemeine Bedeutung. 
Der Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Peine (Karte III: Boden) bewertet die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für das Schutzgut als eingeschränkt. 

c) Wasser 
Kriterium für die Beurteilung des Schutzgutes ist der Natürlichkeitsgrad. 

Informationsbasis für die Bestandsdarstellung des Schutzgutes sind nachfolgende 
Quellen: 

• Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine 
• Hydrogeologische Karten 

Oberflächengewässer sind in den Plangebieten sowie der näheren Umgebung nicht 
vorhanden.  

Grundwasser: 

Die Tiefe des Grundwasserstandes ist nicht bekannt. Auf den östlichen Erweite-
rungsflächen kommt es immer wieder zu Staunässe, bedingt durch die örtlichen Ge-
gebenheiten sowie die Bodenbeschaffenheit. Im Rahmen des Planvollzuges wird ein 
Baugrundgutachten zu erstellen sein.  

Entsprechend den hydrogeologischen Karten des LBEG wird die Grundwasserneu-
bildung mit rd. 220 mm/ a angegeben 

Wasserschutzgebiete, Quellen etc. sind in den Plangebieten nicht vorhanden. 
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Der Landschaftsrahmenplan beurteilt die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für 
das Schutzgut als mäßig bis stark eingeschränkt, für den Geltungsbereich II als we-
nig eingeschränkt. 

Mögliche Beeinträchtigungen der Grundwassersituation sind nicht bekannt und auch 
nicht zu erwarten. 

Bewertung 
Die Plangebiete besitzt unter Berücksichtigung der Situation vor Ort eine allgemeine 
Bedeutung für das Schutzgut. 

d) Luft/ Klima 
Kriterium zur Beurteilung des Schutzgutes bildet der Natürlichkeitsgrad. 

Informationsbasis für die Bestandsdarstellung des Schutzgutes sind nachfolgende 
Quellen: 

• Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine 

Großklimatisch betrachtet liegt der gesamte Landkreis Peine gemäß Aussage des 
Landschaftsrahmenplanes im Übergangsbereich zwischen dem maritimen Klima 
Nordwestdeutschlands und dem kontinentalen Klima Mitteldeutschlands. 

Das örtliche Klima wird durch die Ausprägung der natürlichen und baulichen Umwelt 
beeinflusst. Für den Aspekt Klimaausgleich ist von Bedeutung, inwieweit Land-
schaftsräume eine ausgleichende Wirkung auf klimatisch belastete Bebauungsgebie-
te ausüben. Eine solche Funktion erfüllt das Plangebiet aufgrund seiner Lage inner-
halb des alten Ortskernes nicht. Es handelt sich um einen Bereich mit dem Klima 
kleinerer Ortslagen.  

Beeinträchtigungen des Natürlichkeitsgrades bestehen über die globale Luftver-
schmutzung hinaus im Grundsatz durch die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und das Verkehrsaufkommen auf der Bundesstraße 65. 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Peine beurteilt die Plangebiete bezüg-
lich der Leistungsfähigkeit als mäßig eingeschränkt. 

Bewertung 
Im Hinblick auf Schutzgut sind die Planbereiche von allgemeiner Bedeutung. 

e) Landschaft 
Kriterium zur Beurteilung des Schutzgutes bildet die naturraumtypische Vielfalt und 
Eigenart. 

Die Informationsbasis für die Bestandsdarstellung des Schutzgutes sind nachfolgen-
de Quellen:  

• Landschaftsrahmenplan Landkreis Peine 

Unter dem Begriff Landschaftsbild können die Teilaspekte Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit zusammengefasst werden. Der Begriff Landschaftsbild beschreibt keine 
absolute Größe, sondern ein Bild, das sich der Mensch individuell von seiner Land-
schaft macht. Hierbei fließen verschiedene Einflüsse ein, die er erlebt und denen er 
unterworfen ist. Weiterhin ist die Bewertung eines Landschaftsbildes vom Wertever-
ständnis der Gesellschaft abhängig und ist somit auch dem Wertewandel der Gesell-
schaft ausgesetzt. Gegenstand der Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes 
ist die sinnlich wahrnehmbare Erscheinungsform von Natur und Landschaft. Hierzu 
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gehören die Teilaspekte Vielfalt, Eigenart und Naturnähe. Der Begriff Schönheit kann 
nicht ausreichend definiert werden, da jeder Nutzer bzw. jede Nutzergruppe ein un-
terschiedliches Schönheitsempfinden besitzt und das Schönheitsideal sich im Wan-
del der Zeit verändert. 

Landschaftsbildrelevant sind insbesondere alle naturraumtypischen Erscheinungen 
von Oberflächenausprägung, Vegetation, Nutzung und Bebauung. 

Der Landschaftsrahmenplan (Karte II: Landschaftserleben) bewertet den Teilaspekt 
Ruhe als eingeschränkt. 

Bewertung 
Im Hinblick auf das Schutzgut sind die Planbereiche von allgemeiner Bedeutung. 

f) Mensch 
Das Plangebiet ist derzeit zu einem großen Teil bebaut und ohne Bedeutung für die 
Bevölkerung. Die vorhandenen Freiflächen des Autohauses sind als Park- und Stell-
platzflächen versiegelt oder durch die vorhandenen Nutzungen geprägt. Es besteht 
praktisch – mangels Zugänglichkeit und Erlebniswert – keine Erholungsfunktion. 
Gleiches gilt für die Flächen in dem Geltungsbereich II. 

Bewertung 
Im Hinblick auf das Schutzgut sind die Plangebiete ohne Bedeutung. 

g) Kultur- und sonstige Sachgüter 
Das Plangebiet (Geltungsbereich I) ist überwiegend bebaut; in dem Geltungsbereich 
II herrschen landwirtschaftliche Flächen vor. Im Bestand sind hier weder Kultur-
denkmale oder sonstige wertvolle Sachgüter vorhanden.  

Bewertung 
Die Plangebiete sind für den Belang von allgemeiner Bedeutung. 

 

3.2.2 Planung 

Der Bebauungsplan umfasst insgesamt eine Fläche von rd. 1,71 ha, von denen der-
zeit rd. 1,27 ha bebaut sind. Die flächenbezogenen Festsetzungen stellen sich ins-
gesamt wie folgt dar: 

• Allgemeine Wohngebiete rd. 0,36 ha 
• Private Grünfläche rd. 0,06 ha 
• Sondergebiete rd. 1,14 ha 
• Straßenverkehrsflächen rd. 0,15 ha. 

Der Geltungsbereich II beinhaltet eine Fläche von rd. 4.440 m², welche als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
und zugleich als Grünfläche festgesetzt ist. 



Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen- Zum Walde" 

Stadt Peine - Rosenthal 

 

 
Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 23 - 

a) Schutzgut "Arten und Lebensgemeinschaften" 
Biotoptypen: 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird sich der Charakter des Plange-
bietes nicht wesentlich verändern. Die Wohnnutzung wird beibehalten, das Autohaus 
wird sich geringfügig erweitern. 

Dabei werden erstmalig Flächen von rd. 0,43 ha Größe in den überbaubaren Bereich 
mit einbezogen. In den Sondergebieten wird die Versiegelung auf 0,9 resp. 0,8 von 
zuvor 0,4 zuzügl. 50% Überschreitung erhöht. In den Wohngebieten bleibt die Aus-
nutzbarkeit erhalten, so dass hiervon kein Einfluss auf die Bilanzierung erfolgt.   

Das Ausgleichsverhältnis für festgesetzte Gehölze in den bestehenden Bebauungs-
plänen wird der Planung gegenübergestellt.  

Der Geltungsbereich II umfasst ausschließlich Acker (A). 

Fauna: 

Im Frühjahr 2016 erfolgte eine Begehung zur Feststellung von Vorkommen der Feld-
hamster, welche keine Vorkommen feststellen konnte. 

Gleichwohl bietet das Plangebiet zahlreichen Vögeln Lebensraum. Gegenüber die-
sem Zustand wird sich durch die vorliegende Planung keine wesentliche Verände-
rung ergeben. Durch die Umsetzung von Abriss und Baumfällarbeiten außerhalb der 
Brut- und Setzzeit wird eine Beeinträchtigung vermieden. 

Bewertung 
Für das Schutzgut gilt, dass es durch die erstmalige Überplanung von Ackerland und 
die damit vorbereiteten Versiegelungen zu Beeinträchtigungen kommen kann. Dies 
kann überwiegend den Verlust von Feldhamstern nach sich ziehen. Bei einer Bege-
hung im Frühjahr 2016 wurden keine Vorkommen festgestellt. Vor Baubeginn hat auf 
den Potentialflächen eine erneute Überprüfung stattzufinden. Sollten streng ge-
schützte Arten angetroffen werden, ist durch CEF-Maßnahmen ein Verstoß gegen 
das Artenschutzrecht zu vermeiden. Insgesamt werden daher für das Schutzgut kei-
ne erheblichen Beeinträchtigungen vorbereitet. 

Für den Geltungsbereich II wird sich durch die Entwicklung einer Gras- und Stauden-
flur die Artenvielfalt erhöhen. 

b) Schutzgut "Boden" 
Durch die Planung wird eine zusätzliche Versiegelung innerhalb des Plangebietes 
vorbereitet. Es kommt zu einer Neuversiegelung. Dadurch werden in diesem Bereich 
die natürlichen Funktionen und Werte (Lebensraum, Puffer- und Filtereigenschaften) 
vollständig beseitigt.  

Bewertung 
Aufgrund der zusätzlich ermöglichten Versiegelungen innerhalb des Plangeltungsbe-
reiches I wird es zu erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes in diesen Tei-
len kommen. In dem Geltungsbereich II wird sich die Herausnahme aus der Bewirt-
schaftung positiv auswirken. 
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c) Schutzgut "Wasser" 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird eine versiegelbare Fläche in-
nerhalb des Plangebietes zugelassen. Dies wird dazu führen, dass Flächen gegen-
über dem Bestand zusätzlich versiegelt werden und zukünftig nicht mehr an der 
Grundwasserneubildung beteiligt sind. Gleichzeitig sinkt allerdings das Risiko von 
Auswaschungen aus dem Oberboden. 

Das Plangebiet liegt nach Angaben des LBEG überwiegend in einem Bereich, der 
eine Grundwasserneubildungsrate von 201-250 mm/a aufweist. 

Bewertung 
Aufgrund der neu zulässigen Versiegelung wird es auf einer Fläche von rd. 0,6 ha im 
Plangebiet zu erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes kommen. 

d) Schutzgut "Luft/ Klima" 
Auf der Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplanes wird versiegelte Fläche 
innerhalb des Plangebietes entstehen. Insoweit wird es durch die neu versiegelten 
Flächen zu einer Veränderung des Mikroklimas in diesen Bereichen kommen. Der 
Verkehr auf den festgesetzten Verkehrsflächen wird sich nicht wesentlich verändern.  

Bewertung 
Durch die Schaffung der zusätzlichen versiegelten Flächen im Plangebiet wird es zu 
Veränderungen des Mikroklimas in Teilbereichen kommen. Aufgrund der Gesamtsi-
tuation und der Lage des Plangebietes am Rande der Ortslage insgesamt wird das 
Schutzgut jedoch nicht erheblich beeinträchtigt. 

e) Schutzgut "Landschaft" 
Durch das Vorhaben wird der Ortsrand neu definiert.  

Bewertung 
Durch die Gebäude und Stellplatzflächen wird es vor Ort zu Veränderungen kom-
men, welche aufgrund der überwiegend bestehenden Bebauung keinen erheblichen 
Einfluss auf das Schutzgut erzeugen werden.  

f) Schutzgut "Mensch" 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden zukünftig Nutzungen zuge-
lassen, die mit einer Geräuschentwicklung durch Anliefer- und Kundenverkehr ver-
bunden sind und zu Beeinträchtigungen in der Umgebung des Plangebietes führen 
können. Das parallel zur Planung erarbeitete schalltechnische Gutachten (s. auch 
2.3) hat Maßnahmen entwickelt, die die Gewährleistung gesunder Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse in den angrenzenden Quartieren sicherstellen und für die Einhal-
tung der für die städtebauliche Planung beachtlichen Orientierungswerte gem. 
DIN 18005 sorgen. 

Eine Erholungsfunktion wird das Gebiet auch nach der Realisierung der Planung 
nicht besitzen.  

Bewertung 
Unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation wird es im Zusammenhang mit 
der Planung zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes kommen. 
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g) Schutzgut "Kultur- und sonstige Sachgüter" 
Bau- und Bodendenkmäler sind der Stadt für die Bereiche und seiner näheren Um-
gebung nicht bekannt.  

Bewertung 
Unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation wird es im Zusammenhang mit 
der Planung zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes kommen. 

 

3.2.3 Naturs chutzfachliche  Bilanzierung 

Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für die planerisch vorbereiteten Eingriffe in 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes wird die "Ar-
beitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-
nung" 18) herausgegeben vom Niedersächsischen Städtetag angewandt.  

Das Modell geht von folgenden Grundsätzen aus: 

 Zitatbeginn 

Grundlage der Bewertung von Natur und Landschaft bildet die Zuordnung von Wert-
faktoren zu den einzelnen Biotoptypen und Flächen. Es wird davon ausgegangen, 
dass jeder Biotoptyp einen spezifischen Wert für die Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushaltes und das Landschaftsbild aufweist, der zu der Fläche in Beziehung 
gesetzt werden kann. 

Neben diesem "Standardwert" der Biotoptypen weist jede Einzelfläche einen an an-
dere Kriterien gebundenen Wert auf, der abhängig ist von Lage, Größe, Umgebung 
usw. Bezogen auf die einzelnen Schutzgüter werden folgende Kriterien für die Wer-
termittlung herangezogen: 

• Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
- Lebensraumfunktion der Biotoptypen 
- Wiederherstellbarkeit der Biotoptypen 
- Natürlichkeit der Biotoptypen 

• Schutzgut Boden 
- Natürlichkeit des Bodens 

• Schutzgut Wasser 
- Grundwasserneubildungsrate der Biotoptypen 

• Schutzgut Klima/ Luft 
- Filterleistung der Biotoptypen 
- klimatische Ausgleichsfunktion im Plangebiet oder im Untersuchungsgebiet 

• Schutzgut Landschaftsbild 
- Erlebniswert der Biotoptypen für die Menschen 

Jeweils die höchste Bedeutung unter den Schutzgütern führte zur Bestimmung des 
Wertfaktors für jeden Biotoptyp. Es werden 6 Wertfaktoren unterschieden: 

5 = sehr hohe Bedeutung 
4 = hohe Bedeutung 

                                                
18) Niedersächsischer Städtetag, "Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen in der Bauleitplanung", 9. völlig überarbeitete Auflage 2013 
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3 = mittlere Bedeutung 
2 = geringe Bedeutung 
1 = sehr geringe Bedeutung 
0 = weitgehend ohne Bedeutung 
Ausgehend von den Biotoptypen des Bestandes ist die voraussichtlich vom Eingriff 
betroffene Fläche darzustellen. Hier wird zunächst, ohne Berücksichtigung des Plan-
inhaltes, der derzeitige Flächenwert bestimmt. Dieser Wert kann als grober Anhalt für 
den voraussichtlichen Ausgleich und Ersatz dienen. Für die Entwicklung möglichst 
umweltverträglicher Planungsvarianten und den Vergleich mit anderen Bauleitplänen 
der Gemeinde ist dieser Wert hilfreich. 

Die Bewertung erfolgt regelmäßig durch die rechnerische Ermittlung des sog. Flä-
chenwertes für jeden Biotoptyp, der sich aus der Multiplikation des definierten Wert-
faktors eines Biotoptyps mit der entsprechenden Flächengröße ergibt. Eine Differen-
zierung nach Untereinheiten innerhalb eines Biotoptyps ist im Regelfall nicht erfor-
derlich, wenn für alle Untereinheiten gleiche Wertfaktoren angegeben sind. 

Den Biotoptypen bzw. den Teilen oder Komponenten von Biotoptypen kann im Hin-
blick auf das betroffene Schutzgut ein besonderer Schutzbedarf zukommen, der 
über den flächenbezogenen Wertfaktor des Biotoptyps nicht erfasst werden kann. In 
diesen Fällen sollte daher ein zusätzlich zum Wertfaktor des Biotoptyps vorhandener 
besonderer Schutzbedarf von Einzelfunktionen der Schutzgüter ermittelt werden. Auf 
diesen besonderen Schutzbedarf sollte durch eine auf die beeinträchtigte Funktion 
bezogene Vorkehrung zur Vermeidung oder eine Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahme 
reagiert werden. Gegebenenfalls ist eine gesonderte Kartierung durchzuführen. Der 
besondere Schutzbedarf ist für jeden Biotoptyp mit Angabe der Flächen zu prüfen, 
nach Bedarf kartenmäßig dazustellen und textlich zu begründen." 

 Zitatende
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Rechnerische Bilanz 
Berechnung des Flächenwertes des Bestandes / der Planung 

Ist- Zustand Planung/ Ausgleich 

Ist- Zustand der 
Biotoptypen 

Fläche 
(in m²) 

Wertfaktor 
 

Flächenwert 
 

Planung 
 

Fläche 
(in m²) 

Wertfak-
tor 

Flächenwert 
der Planung 

Gewerbeflä-
che (OGG) 
versiegelba-

re Fläche   
60 % 

 
Verbleibende 
nicht versie-
gelte Fläche:  
Artenarmer 
Scherrasen 

(GRA) 
40 % 

7.043 
 

4.225 
 
 
 
 
 

2.817 

 
 

0 
 
 
 
 
 

1 

 
 

0 
 
 
 
 
 

2.817 

Sondergebiet 
(SO) 

SO 1: 9.560 m² 
x 90% 

Strauch-Baum-
Hecke (HFM) 
Verbleibende 

nicht versiegel-
te Fläche:  

Artenarmer 
Scherrasen 

(GRA) 
 

SO 2: 1.840 m² 
x 80 % 

Strauch-Baum-
Hecke (HFM) 
Verbleibende 

nicht versiegel-
te Fläche:  

Artenarmer 
Scherrasen 

(GRA) 

11.400 
 

8.604 
910 

 
 
 

  
46 

 
 

1.474 
 

370 
 
 
 

0 
 

 
 
0 
3 
 
 
 
 
1 

 
 
 

0 
 
3 

 
 

0 
2.730 

 
 
 
 

46 
 
 

0 
 

1.110 

Acker (A) 4.362 1 4.362     

Strauch-Baum-
Hecke (HFM) 

513 3 513     

Einzelbäume 
(HE) 

2       

Summe    7.692 Summe: 0,50  3.886 

Flächenwert der Bestands-
flächen(Ist- Zustand) Σ 

7.692 Flächenwert der Eingriffsfläche 
(Planung/ Ausgleich) Σ 

3.886 

 
- 

Flächenwert der Eingriffs-/ Ausgleichsfläche (Planung) 
Flächenwert der Eingriffs-/ Ausgleichsfläche (Ist- Zustand) 

3.886 
7.692 

=  - 3.806 
 

Im Zuge der Planung werden erhebliche Beeinträchtigungen für die Schutzgüter "Bo-
den" und "Wasser" vorbereitet, die entsprechend auszugleichen sind. 

Die zwei nicht mehr vorhandenen, jedoch in dem Bebauungsplan Nr. 8 "Östlich der 
Straße Zum Walde" festgesetzten Bäume werden hinreichend durch die im vorlie-
genden Bebauungsplan festgesetzten Bäume ersetzt. 

Der Flächenwert der Planung beträgt 3.886 Werteinheiten (WE), der des Bestandes 
(Ist-Zustand) 7.692 WE. In der Bilanzierung ergibt sich ein Defizit von 3.806 WE. 
Dieses ist durch externe Maßnahmen auszugleichen. Zur Absicherung der externen 
Maßnahmen wird westlich der Ortslage von Rosenthal eine Fläche von rd. 4.500 m² 
aus der Bewirtschaftung genommen, mit dem Ziel der Entwicklung einer Gras- und 
Staudenflur mittlerer Standorte.  
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Rechnerische Bilanz „Flächenpool“ 
Berechnung des Flächenwertes des Bestandes / der Planung 

Ist- Zustand Planung/ Ausgleich 

Ist- Zustand der 
Biotoptypen 

Fläche 
(in m²) 

Wertfaktor 
 

Flächenwert 
 

Planung 
 

Fläche 
(in m²) 

Wertfak-
tor 

Flächenwert 
der Planung 

Acker (A) 4.440 1 4.440 Gras- und Stau-
denflur mittlerer 
Standorte (UM) 

4440 3 13.320 

Summe    4.440 Summe:   13.320 

Flächenwert der Bestands-
flächen(Ist- Zustand) Σ 

4.440 Flächenwert der Eingriffsfläche 
(Planung/ Ausgleich) Σ 

13.320 

 
- 

Flächenwert der Eingriffs-/ Ausgleichsfläche (Planung) 
Flächenwert der Eingriffs-/ Ausgleichsfläche (Ist- Zustand) 

13.320 
4.440 

=  8.880 

 

Für die vorliegende Planung wird durch die Steigerung um zwei WE eine Fläche von 
1.903 m² in Anspruch genommen, so dass rd. 2.537 m² (5.074 WE) verbleiben. Die-
se können für zukünftige Maßnahmen im Sinne eines Flächenpools genutzt werden. 

Der Bebauungsplan sichert die Flächen in einem zweiten Geltungsbereich. 

 

3.2.4 Vermeidung, Minimierung, Kompens ation 

- Vermeidung / Minimierung 
Im Grundsatz wurde dem Vermeidungs- und Minimierungsgebot im Rahmen der vor-
liegenden Planung dadurch Rechnung getragen, dass mit dem überwiegenden Plan-
gebiet ein Bereich gewählt wurde, der innerhalb der bebauten Ortslage liegt und in-
sofern nur eingeschränkt außerhalb der Ortslage gelegenen Flächen überplant. Die 
tatsächlich zur Bebauung vorgesehenen Flächen sind überwiegend bereits bebaut 
und versiegelt und von geringerer Bedeutung für den Naturhaushalt als beispielswei-
se Wiesenflächen oder Gehölzbereiche. 

- Kompensation 
Aufgrund der für das Plangebiet vorgesehenen Nutzungsstruktur werden weite Teile 
des Areals in Anspruch genommen. Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen 
können daher nicht vollständig innerhalb des Plangebietes durchgeführt werden. 

Für den erforderlichen Ausgleich gemäß 3.2.3 ist eine externe Fläche in einer Größe 
von 0,38 ha um eine Wertstufe resp. eine Fläche von 0,19 ha um zwei Wertstufen 
aufzuwerten. Als Maßnahmen wird in einem zweiten Geltungsbereich die Umwand-
lung von Acker in extensiv genutztes Grünland vorgesehen.  

Nach Durchführung der vereinbarten Maßnahmen werden keine Kompensationsdefi-
zite verbleiben. 
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3.3 Anderweitige Planungs möglichkeiten 

Planungsziel ist den bestehenden Autohandel abzusichern und zugleich Erweite-
rungsflächen zur Verfügung zu stellen. Insofern bestehen keine anderen Planungs-
möglichkeiten. 

Alternativ wäre lediglich der Verzicht auf die Planung möglich, sodass der bisherige 
Zustand im Plangebiet erhalten bleibt.  

 

3.4 Zus a tzangaben 

 

3.4.1 Bes chre ibung der technis chen  Verfahren/ Hinweis e auf Schwierigke iten  und 
Kenntn is lücken 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurden die umweltrelevanten Aussagen von Fach-
plänen (Landschaftsrahmenplan, Regionales Raumordnungsprogramm) sowie städ-
tebauliche Planungen (Flächennutzungsplan) in Bezug auf das Vorhabgen ausge-
wertet.  

Schwierigkeiten haben sich insgesamt bei der Erstellung des Umweltberichtes nicht 
ergeben. 

Die Bewertung der Erheblichkeit der Beeinträchtigungen bezüglich der Leistungsfä-
higkeit der Schutzgüter des Naturschutzes erfolgte anhand eines standardisierten 
Bewertungsverfahrens. Generell besteht hier die Möglichkeit, dass so ein Verfahren, 
einzelne, besondere Gegebenheiten eines Plangebietes nicht vollständig in ihrer Be-
deutung erfasst.  

 

3.4.2 Überwachung der erheblichen Umweltaus wirkungen (Monitoring) 

Im Hinblick auf die ermittelten erheblichen Umweltauswirkungen wird die Stadt in Er-
gänzung der behördlichen Überwachungsstrukturen die Beachtung der Planfestset-
zungen des Bebauungsplans und ihre Auswirkungen auf die Umwelt durch Vor-Ort-
Begehungen nach der vollständigen Planrealisierung prüfen, da erst dann die nut-
zungsbedingten Auswirkungen auf die Umwelt in vollem Umfang wirksam werden. 

Zusätzlich werden die externen Ausgleichsmaßnahmen bezüglich ihrer Effizienz und 
der vertragskonformen Umsetzung kontrolliert. 

Die Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplans obliegt zunächst der Bau-
aufsichtsbehörde. Im Hinblick auf unvorhergesehene Umweltauswirkungen wird die 
Gemeinde auf Mitteilungen der Fachbehörden gem. § 4 Abs. 3 BauGB und auf mög-
liche Hinweise von Bürgern zurückgreifen und reagieren. 

 

3.5 Allgemeinvers tändliche  Zus ammenfas s ung 

Die Planung sieht vor, das bestehende Autohaus in der Ortschaft Rosenthal langfris-
tig abzusichern. In diesem Zusammenhang wird ebenfalls die Überplanung der un-
mittelbaren Nachbarschaft erforderlich.  
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Der Umweltbericht ermittelt die voraussichtlich erheblichen Umwelteinwirkungen auf 
die Umweltschutzgüter des Bebauungsplanes Nr. 10 "An den Rottekuhlen - Zum 
Walde" – Rosenthal und legt diese dar. 

Auf insgesamt rd. 1,71 ha setzt der Bebauungsplan überbaubare Fläche in Form von 
Sondergebiet für den Autohandel auf rd. 1,14 ha und für allgemeines Wohngebiet rd. 
0,36 ha sowie Straßenverkehrsflächen auf rd. 0,15 ha und private Grünfläche auf rd. 
0,06 ha fest. Von den 1,14 ha waren bereits rd. 0,46 ha zuvor mit Mischgebiet über-
plant und 0,26 ha – hierbei handelt es sich um den Bereich westlich der Straße Zum 
Walde, südlich des Bebauungsplanes Nr. 5 "Im Böge"- sind im Bestand baulich in 
das Autohaus integriert. Für die 0,36 ha neu festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 
werden das Maß der baulichen Nutzung aus den zuvor festgesetzten Mischgebieten 
mit einer Grundflächenzahl von 0,4 sowie der 6 m breite Anpflanzstreifen im Osten 
übernommen. Eine erstmalige bauliche Inanspruchnahme von Ackerland erfolgt auf 
einer Fläche von rd. 0,43 ha. Mit Blick auf die gewählten Grundflächenzahlen (GRZ) 
in dem Sondergebieten werden hier zusätzliche Versiegelungen erstmalig im Umfang 
von rd. 0,59 ha ermöglicht.  

Zugleich setzt der Bebauungsplan in einem zweiten Geltungsbereich einen Flächen-
pool südwestlich der Ortslage Rosenthal auf einer Fläche von rd. 0,45 ha fest, auf 
der eine Gras- und Staudenflur durch Herausnahme aus der landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung entstehen soll. Hier wird der aus dem vorliegenden Bebauungsplan 
resultierende externe Ausgleichsbedarf abgegolten. 

Gemäß § 2 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine 
Umweltprüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, was 
nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt 
werden kann. Gegenstand der Prüfung waren die Schutzgüter Arten- und Lebens-
gemeinschaften, Naturschutz und Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter 
sowie der Bodenschutz.  

Auf der Grundlage des Schallgutachtens setzt der Bebauungsplan Emissionskontin-
gente als Obergrenze der in dem Vorhabengebiet zulässigen Lärmemissionen fest. 
Zusätzlich werden richtungsabhängige Zusatzkontingente festgesetzt. Durch diese 
Festsetzungen wird die Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse an den 
schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld sichergestellt. Vorübergehende Lärmbeläs-
tigungen während der Bauphase sind nicht grundsätzlich auszuschließen. 

Im Rahmen eines Verkehrsgutachtens wurde die Erschließungssituation sowie Anlie-
ferung und ruhender Verkehr untersucht. Durch die Überplanung von zusätzlichen 
Flächen sollen im Bereich des Autohauses auch Stellplätze für Kunden geschaffen 
werden, so dass die zeitweise Behinderung -vordringlich des landwirtschaftlichen 
Verkehrs- durch am Straßenrand geparkte Fahrzeuge entfallen wird.  

Die Umsetzung des Bebauungsplanes führt zu Verlusten vorhandener Biotopstruktu-
ren. Hiervon vordringlich betroffen sind Ackerland, Hausgarten, Grünstrukturen sowie 
Einzelbäume. Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu geschütz-
ten Tierarten ergeben sich zwar Beeinträchtigungen, welche durch die geplanten 
Ausgleichsmaßnahmen in ihrer Erheblichkeit gemindert werden können, so dass die 
Planung nicht in Frage zu stellen ist. Zur Klärung des Vorkommens des Feldhams-
ters erfolgte im Frühjahr 2016 eine Begehung, welche keine Vorkommen feststellen 
konnte. Der Artenschutz gilt unmittelbar. Insofern hat eine Überprüfung vor Beginn 
der Baumaßnahmen zu erfolgen. Hierzu werden – bei Auffinden streng geschützter 
Arten- geeignete Maßnahmen mit der Fachbehörde des Landkreises abgestimmt. 



Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen- Zum Walde" 

Stadt Peine - Rosenthal 

 

 
Dr.-Ing. W. Schwerdt  Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 31 - 

Durch die Überbauung und sonstigen Flächenversiegelungen gehen die natürlichen 
Bodenfunktionen auf einer Flächengröße von rd. 0,59 ha verloren. Hiervon sind Bo-
denbereiche von allgemeiner Bedeutung sowie von allgemeiner Bedeutung sowie 
das Schutzgut Wasser betroffen. 

Beeinträchtigungen der Schutzgüter Klima, Luft und Landschaftsbild bleiben unter-
halb der Schwelle der Erheblichkeit. Beeinträchtigungen von Kultur- und Sachgütern 
wurden nicht ermittelt. Altlasten im Plangeltungsbereich sind der Stadt nicht bekannt. 

Im Rahmen des Monitorings sollen die erheblichen Umweltauswirkungen überwacht 
werden, um insbesondere unvorhergesehene Auswirkungen frühzeitig erkennen und 
geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen zu können. Hierzu werden nach der Re-
alisierung des Vorhabens die Planfestsetzungen überprüft. Darüber hinaus wird die 
Stadt Peine insbesondere Informationen der Behörden wie Beschwerden von Bür-
gern und neuere Erhebungen abfragen und in ihre weitere Bauleitplanung einfließen 
lassen. 

 

 

4.0 Flächenbilanz 

Die festgesetzten Flächen ergeben sich wie folgt: 
 
Nutzung Fläche Anteil 
Sondergebiet 1,14 ha 67 % 

Allgemeines Wohngebiet 0,36 ha 21 % 

Private Grünfläche 0,06 ha 3 % 

Straßenverkehrsfläche 0,15 ha 9 % 

Summe Geltungsbereich I 1,71 ha 100 % 
Maßnahmen-/ private Grünfläche  

(Geltungsbereich II) 

0,45 ha 100 % 

Summe Geltungsbereich II 0,45 ha 100 % 

 

 

5.0 Hinweis e  aus  Sicht der Fachplanungen 

- Brandschutz 
Vorbeugender Brandschutz- Landkreis Peine 
Schreiben vom 13.08.2015 

1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden 
gem. § 4 NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen.  

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblat-
tes W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittle-
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ren Gefahr der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei 
Stunden zu gewährleisten.  

 Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwas-
serentnahmestellen in einem Umkreis von 150 m von jedem Brandobjekt zu er-
fassen.  

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Ar-
beitsblatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m an-
zuordnen. Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen.  

4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Ab-
stand von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 
mit einer Wasserlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologi-
scher Sicht Bohrbrunnen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Lösch-
wasserteiche gem. DIN 14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu 
erstellen.  

5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (An-
zahl, Art und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwas-
serentnahmestellen) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzule-
gen. 

– Boden 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, 30631 Hannover 
Schreiben vom 05.04.2016 
Wir empfehlen, vor der Festsetzung von Flächennutzungen zu prüfen, ob ggf. Bo-
denbelastungen durch Schadstoffe vorhanden sind. Dabei sind die fachlichen Vorga-
ben des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bzw. der Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV) hinsichtlich der Aspekte Probenahme, Analytik 
und nutzungsspezifische Bewertung einzuhalten. 

 

- Leitungsträger 
Wasserverband Peine, Horst 6, 31226 Peine 
Schreiben vom 12.08.2015 

Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Planänderung keine Bedenken.  

1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom 
Wasserverband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Rosenthal.  

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasser-
versorgung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch 
lediglich das vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Be-
dingungen zur Verfügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme 
von Feuerlöschwasser aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leis-
tungsfähigkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versor-
gungssituation abhängig ist, können wir weder hinsichtlich der Menge noch des 
Druckes Garantien für ausreichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Ar-
beitsblatt W 405 übernehmen.  

3) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbe-
reich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und 
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ATV-H 162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu 
beachten. Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten 
Grundstücken, sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und 
Entsorgungsleitungen liegen. 

Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Hans-Böckler-Allee 5, 30173 Hannover 
Schreiben vom 09.07.2015 

Eine Erschließung des Gebietes erfolgt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Die-
se sind in der Regel ohne Beteiligung des Auftraggebers an den Erschließungskos-
ten nicht gegeben.  

Wenn Sie an einem Ausbau interessiert sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein Ange-
bot zur Realisierung des Vorhabens zur Verfügung zu stellen. Bitte setzen Sie sich 
dazu mit unserem Team Neubaugebiete in Verbindung: 

Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Neubaugebiete KMU, Südwestpark 
15, 90449 Nürnberg 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Hannover 
Schreiben vom 22.07.2015 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Seitens der Telekom bestehen gegen den Bebauungsplan Nr. 10 An den Rottekuh-
len-Zum Walde, Rosenthal, 14. Änderung des Flächennutzungsplans Stadt Peine 
grundsätzlich keine Bedenken. 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. 
Hinsichtlich der TK-Versorgung betrachten wir das Gebiet grundsätzlich als erschlos-
sen und sehen zurzeit keinen Handlungsbedarf. 
Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitäten. 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Hans-Böckler-Alle 5, 30173 Hannover 
Schreiben vom 08.04.2016 

Eine Erschließung des Gebietes erfolgt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Die-
se sind in der Regel ohne Beteiligung des Auftraggebers an den Erschließungskos-
ten nicht gegeben.  
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein Ange-
bot zur Realisierung des Vorhabens zur Verfügung zu stellen. Bitte setzen Sie sich 
dazu mit unserem Team Neubaugebiete in Verbindung: 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Neubaugebiete KMU, Südwestpark 15, 90449 
Nürnberg 
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6.0 Ab lauf des  Planaufs tellungs verfahrens  

- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form ei-
ner Auslegung vom 01.10.2015 bis einschließlich 16.10.2015 statt. 

- Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
wurden mit Schreiben vom 06.07.2015 unterrichtet und zur Äußerung auch im Hin-
blick auf den erforderlichen Umfang und den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB bis zum 22.07.2015 aufgefordert. Die in diesem Verfahren 
eingegangenen Stellungnahmen und Hinweise wurden bei der weiteren Bearbeitung 
der Planunterlagen mit berücksichtigt. 

- Öffentliche Auslegung/ Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffent-
licher Belange 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 22.02.2016 
dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung mit Umweltbericht zuge-
stimmt und die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung und 
Umweltbericht gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB wurde parallel durchgeführt.  

Die öffentliche Auslegung fand vom 08.03.2016 bis einschließlich 08.04.2016 statt. 

Die eingegangenen Stellungnahmen führten zu dem Erfordernis einer erneuten ein-
geschränkten Beteiligung aufgrund von Flächenrücknahme in dem Geltungsbe-
reich 2. 

- Erneute Öffentliche Auslegung/ Beteiligung der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 23.05.2016 
dem erneuten Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung mit Umweltbericht 
zugestimmt und die erneute Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit des Bebau-
ungsplanes mit Begründung und Umweltbericht gem. § 4a Abs. 3 BauGB beschlos-
sen. 

Gleichzeitig wurde die erneute Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB durchgeführt.  

Das Beteiligungsverfahren fand mit Schreiben vom 01.06.2016 bis einschließlich 
18.06.2016 statt. Die eingegangenen Stellungnahmen führten nicht zu Änderungen 
der Planung.  
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7.0 Zus ammenfas s ende  Erklärung 

Dem Bebauungsplan ist gem. § 10 Abs. 4 BauGB eine zusammenfassende Erklä-
rung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse 
der Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden und aus welchen 
Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden an-
derweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 

7.1 Planungs ziel 

Ziel des Bebauungsplans ist, in der Ortschaft Rosenthal ein bestehendes Autohaus 
im Bestand zu sichern und zugleich Erweiterungen in einem vertretbaren Maße zu 
ermöglichen.  

Zur Minimierung von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und zum Ausgleich 
von Bodenversiegelungen bestimmt der Bebauungsplan die Pflanzung von Gehölzen 
zu drei Seiten des Sondergebietes. 

Für in den Baugebieten nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen in Natur und Land-
schaft sind den Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen in einem Umfang von 3.806 Wert-
einheiten (WE) Werteinheiten bezogen auf Quadratmeter nach der Modellbilanzie-
rung des Niedersächsischen Städtetages 19) zugeordnet. Diese werden südwestlich 
der Ortslage in einem zweiten Geltungsbereich kompensiert. Da die mittels des Gel-
tungsbereiches II gesicherten Werteinheiten für den Ausgleich den Kompensations-
bedarf für den vorliegenden Bebauungsplan überschreiten, erfolgt die Sicherung der 
verbleibenden Werteinheiten im Sinne eines Ausgleichs- Flächenpools.   

7.2 Berücks ichtigung der Umweltbelange  und der Beteiligungs verfahren/  
Abwägung 

Für die Ermittlung der von der Planung betroffenen umweltrelevanten Belange hat 
die Gemeinde eine Umweltprüfung nach Baugesetzbuch durchgeführt, deren Ergeb-
nisse im Umweltbericht (Pkt. 3.0 der Begründung) dokumentiert sind. Die Umweltprü-
fung bezieht sich u. a. auf das, was nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit-
plans angemessener Weise verlangt werden kann. Gegenstand der Prüfung waren 
die Schutzgüter Naturschutz und Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter 
sowie der Bodenschutz.  

Die für die Belange des Natur und Landschaftsschutzes auf Grundlage des vom 
Niedersächsischen Städtetages herausgegebenen Modells durchgeführte Abhand-
lung der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz kommt zu dem Er-
gebnis, dass negative Einflüsse durch den Bebauungsplan auf die einzelnen natur-
räumlichen Schutzgüter wie Boden, Wasser planungsrechtlich vorbereitet werden. 
Dabei werden nur ein Teil der Eingriffe im Planbereich selber durch Gehölzpflanzun-
gen ausgeglichen. Zur vollständigen Abgeltung des verbleibenden Eingriffs hat die 
Stadt daher einen zweiten Geltungsbereich in den Bebauungsplan aufgenommen, so 
dass die erheblichen Beeinträchtigungen auf die naturräumlichen Schutzgüter im 
Sinne der Prüfkriterien der Umweltprüfung und des verwendeten Bilanzierungsmo-
dells auf ein nicht erhebliches Maß reduziert werden. 

                                                
19)Niedersächsischer Städtetag (Hrsg.): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Baule       
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Aufgrund der erstmaligen Überplanung von Ackerflächen mit Sondergebiet wurde ei-
ne artenschutzrechtliche Kartierung für das Plangebiet erforderlich. Das Plangebiet 
stellt eine potentielle Fläche für den Feldhamster dar. Um hier den artenschutzrecht-
lichen Belangen gerecht zu werden, resp. einen Verstoß gegen das Artenschutzrecht 
ausschließen zu können, erfolge im Frühjahr 2016 eine Begehung der Flächen, wel-
che keine Hamstervorkommen feststellen konnte. Insofern bestehen aktuell keine 
Konflikte mit dem Artenschutz im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG. 

Beeinträchtigungen für Kulturdenkmale wurden nicht ermittelt.  

Auf der Grundlage des Schallgutachtens setzt der Bebauungsplan Emissionskontin-
gente als Obergrenze der in dem Vorhabengebiet zulässigen Lärmemissionen fest. 
Zusätzlich werden richtungsabhängige Zusatzkontingente festgesetzt. Durch diese 
Festsetzungen wird die Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse an den 
schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld sichergestellt.  In der Gegenüberstellung 
des Lärmemittenten und den geltenden Verordnungen, Empfehlungen und Normen 
kommt das entsprechende Schallgutachten zu dem Ergebnis, dass durch die ge-
troffenen Festsetzungen erhebliche Beeinträchtigungen auf das Gebiet sowie durch 
die Nutzung gegenüber der Wohnbevölkerung nicht entstehen. 

Im Rahmen eines Verkehrsgutachtens wurde die Erschließungssituation sowie Anlie-
ferung und ruhender Verkehr untersucht. Durch die Überplanung von zusätzlichen 
Flächen sollen im Bereich des Autohauses auch Stellplätze für Kunden geschaffen 
werden, so dass die zeitweise Behinderung -vordringlich des landwirtschaftlichen 
Verkehrs- durch am Straßenrand geparkte Fahrzeuge entfallen wird.  

Durch den Grad der Versiegelung von bis zu 90 vom Hundert bereitet die Planung 
eine Beeinträchtigung des Schutzguts Boden vor. Durch die geplanten Ausgleichs-
maßnahmen werden die Beeinträchtigungen auf ein nicht erhebliches Maß verrin-
gert. Zusätzlich sind Hinweise der Fachbehörden zum schonenden Umgang mit dem 
Schutzgut, bspw. durch ein Bodenmanagement, in den Umweltbericht aufgenommen 
worden. 

Den in den Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen vorgebrachten Anregungen 
zur Planrealisierung wurde weitestgehend dadurch entsprochen, dass hierauf Hin-
weise in der Begründung erfolgten. 

Der genaue zeitliche Ablauf der Beteiligungsverfahren ist dem Pkt. 6.0 der Begrün-
dung zu entnehmen. 
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8.0 Bodenordnende  oder s ons tige  Maßnahmen, für die  der Bebauungs plan  d ie  
Grundlage  bildet 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundla-
ge bildet, werden nicht erforderlich.  

 

 

9.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des  Bebauungs plans  

Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans werden nicht erforderlich. Das 
Plangebiet ist sowohl verkehrlich als auch über die üblichen Einrichtungen der tech-
nischen Infrastruktur erschlossen.  

 

 

10.0 Verfahrens vermerk 

Der Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen- Zum Walde" – Rosenthal wurde in 
der Sitzung am 25.08.2016 durch den Rat der Stadt Peine unter Berücksichtigung 
und Einschluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren als Satzung be-
schlossen. 

 

Peine, den 13.09.2016 

 

 

gez. Michael Kessler 

(Bürgermeister) 
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Anhang 1: Artenlis ten  

Artenliste 1  Artenliste 4 
 
Bäume I. Ordnung (>20 m, großkronig) Großsträucher (3/5-7 m) 
Acer platanoides Spitzahorn (K) Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Betulus pubescens Moorbirke (F) Corylus avellana Hasel 
Betulus pendula Sandbirke (T) Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn (K, W) 
Fagus sylvatica Rotbuche  Crataegus oxyacantha Zweigriffliger Weißdorn (W) 
Fraxinus excelsior Esche Prunus padus Traubenkirsche (F, WA) 
Quercus robur Stieleiche Salix cinerea Grauweide, Aschweide (F, WA) 
Tilia cordata Winterlinde Salix triandra Mandelweide (F) 
 Salix viminalis Korbweide (F) 
 Sambucus nigra Schwarzer Holunder (sg) 
 
 
Artenliste 2  Artenliste 5 
 
 
Bäume II. Ordnung (12/15-20 m) Sträucher (1,5-3 m) 
Acer campestre Feldahorn Prunus spinosa Schlehe 
Alnus glutinosa Schwarzerle (Wa/F) Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere (F) 
Carpinus betulus Hainbuche Ribes rubrum Rote Johannisbeere (F) 
Prunus avium Vogelkirsche (W) Ribes uva-crispa Stachelbeere (K) 
Ulmus carpinifolia Feldulme (Wa) Rosa canina Hundsrose (W) 
Malus (Edelobst) Apfel Rubus idaeus Himbeere 
Prunus avium-Sorten Süßkirsche Salix aurita Ohrweide (Wa) 
Prunus domestica Zwetsche, Pflaume  
Pyrus (Edelobst) Birne  
Salix alba Silberweide (Wa)  
Salix fragilis Bruchweide (Wa)  
 
 
Artenliste 3  
 
Bäume III. Ordnung (5/7-12 m)  
Malus sylvestris Wildapfel (K)  
Salix caprea Salweide (Wa)  
Sorbus aucuparia Eberesche, Vogelbeere (F) (sg)  
 
 
 
 
F  =  Feuchtigkeit gut vertragend 
Wa  =  in Wassernähe verwendbar 
K  =  Kalk liebend 
W  =  Wärme, liebend 
T  =  Trockenheit gut vertragend 
sg  =  schwach giftig 
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Anlage 1 zur Vorlage Nr. 4. Erg. 527/2011 
Anlage 1 zur Begründung  

 
 
 
 

Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 

zum Bebauungsplan Nr. 10 "An den Rottekuhlen - Zum Walde" zugleich 4. Änderung 
Bauungsplan Nr. 5 „Im Böge, zugleich 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 8 „Östlich der 
Straße Zum Walde“ - Rosenthal - 

 
 
 
 
Folgende mit Anschreiben vom 06.07.2015//04.03.2016//01.06.2016 an der Planung beteiligte Be-
hörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen vorgebracht bzw. keine 
Stellungnahme abgegeben: 

 
 

• Agentur für Arbeit, Hildesheim 
• Avacon AG, Burgwedel 
• BS Energy, Braunschweig 
• BUND, Hannover 
• BUND, Kreisgruppe Peine 
• Avacon AG, Prozesse, Salzgitter 
• WEVG Salzgitter GmbH & Co. KG 
• ExxonMobil Produktion Deutschland GmbH, Hannover 
• Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, Hannover 
• Gemeinde Edemissen 
• Gemeinde Hohenhameln 
• Gemeinde Ilsede 
• Gemeinde Ilsede, Außenstelle Gadenstedt 
• Gemeinde Vechelde 
• Gemeinde Wendeburg 
• LGLN, RD Braunschweig-Wolfsburg 
• ArL – Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig 
• Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
• Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
• Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Hannover 
• LBU Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Nds. e.V. 
• NABU Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Niedersachsen 
• NABU Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Peine 
• Polizeikommissariat Peine 
• Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 
• Stadt Lehrte 
• Stadtwerke Peine GmbH 
• TenneT TSO GmbH, Lehrte 
• Zweckverband Großraum Braunschweig 
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Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 
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Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB (01.10.2015 bis 16.10.2015) 
 
 --- Stellungnahmen der Öffentlichkeit sind zum Planverfahren gem. § 3 (1) BauGB nicht 

eingegangen. --- 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (1) BauGB (06.07.2015 bis (22.07.2015) 
 
01. Avacon AG, Watenstedter Weg 75, 38229 Salzgitter 
 Schreiben vom 06.07.2015 

 
Ihre Anfrage mit der Portal ID ist doppelt gestellt worden. Die Unterlagen zu dem Antrags-
gebiet  
31226 Peine OT Rosenthal, An den Rottekuhlen-Zum Walde 
liegen bei Ihnen vor. Wir bitten Sie, zukünftig darauf zu achten, dass Anfragen nicht dop-
pelt gestellt werden. Das minimiert den Arbeitsaufwand auf beiden Seiten. 
 

Der Hinweis der Avacon AG wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
02. Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Hans-Böckler-Allee 5,  

30173 Hannover 
 Schreiben vom 09.07.2015 

 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 06.07.2015. 
Eine Erschließung des Gebietes erfolgt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Diese sind 
in der Regel ohne Beteiligung des Auftraggebers an den Erschließungskosten nicht gege-
ben.  
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein Angebot zur 
Realisierung des Vorhabens zur Verfügung zu stellen. Bitte setzen Sie sich dazu mit unse-
rem Team Neubaugebiete in Verbindung: 
 

Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Neubaugebiete KMU, Südwestpark 15, 
90449 Nürnberg 
 

Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de 
 

Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-

mailto:Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de
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lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt.  

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
03.a Landkreis Peine, Postfach 1360, 31203 Peine 
 Stellungnahme vom 22.07.2015 
 

Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe: 
 

Gegen die Bauleitplanung bestehen keine Bedenken. 
 
Fachdienst Straßenverkehr: 
 

Es bestehen keine Bedenken. 
 
Vorbeugender Brandschutz: 
 

Stellungnahme erfolgt ab der 33. KW. 
 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und Immissionsschutzbehörde: 
 

Es bestehen keine Bedenken. 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
 

Es ist zu prüfen, ob auf den überplanten Ackerflächen oder angrenzend Feldhamster vor-
kommen. Ferner ist zu ermitteln, welche Eingriffe in vorhandene Gehölze (insbesondere 
die derzeitige Ortsrandeingrünung) erforderlich werden. 
 
Es wird darum gebeten, aus dem Bebauungsplan Nr. 8 die beiden Erhaltungsgebote für 
Bäume zu übernehmen und um die weiteren vorhandenen Bäume entlang der Straße 
'Zum Walde' zu ergänzen. 
 
Die grünordnerischen Festsetzungen bestehender Bebauungspläne sind zu übernehmen 
bzw. gleichwertig auszugleichen. Dies ist in der Planbegründung im Einzelnen darzulegen. 
 
An den Erweiterungsflächen sind geeignete Festsetzungen zur Ortsrandeingrünung erfor-
derlich. 
 

Ein artenschutzrechtliches Gutachten wird beauftragt. 
Es wird in den Umweltbericht einfließen. Eine Orts-
randeingrünung wird der zukünftige Bebauungsplan 
im Übergang zur freien Feldflur regeln. Die in dem 
Bebauungsplan Nr. 8 "Östlich der Straße zum Walde" 
als zu erhaltend festgesetzten zwei Bäume waren ab-
gängig und werden an der vorhandenen Stelle zu-
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künftig nicht mehr zu ersetzen sein, aufgrund ihrer 
unmittelbaren Nähe zum Straßenkörper. Baumpflan-
zungen werden in dem zukünftigen neudefinierten 
Ortsrand erfolgen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
03.b Landkreis Peine, Postfach 1360, 31203 Peine 
 Stellungnahme vom 13.08.2015 
 

Vorbeugender Brandschutz: 
 
1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. § 4 

NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen.  
 
2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 

W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Ge-
fahr der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu 
gewährleisten.  

 
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 150 m von jedem Brandobjekt zu erfassen.  

 
3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 

13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. 
Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen.  

 
4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 

von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 mit einer Was-
serlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht Bohr-
brunnen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gem. DIN 
14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu erstellen.  

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art 

und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahmestel-
len) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen. 

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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04. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, GB Wolfenbüttel, 
Sophienstraße 5, 38304 Wolfenbüttel 

 Schreiben vom 16.07.2015 
 
Der Bebauungsplan weist ein Baugebiet in einer Entfernung von größer 140 m südlich der 
Bundesstraße 494 im Abschnitt 160, innerhalb der für Rosenthal festgesetzten Ortsdurch-
fahrtsgrenzen aus. 
 
Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die vorhandene Gemeindestraße "Zum Walde". 
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Ich weise darauf hin, dass seitens des Straßenbaulastträgers der Bundesstraße keine 
Lärmschutzmaßnahmen für das Plangebiet errichtet und auch keine Kosten hierfür über-
nommen werden. Ansprüche hinsichtlich der Emissionen wie Lärm, Staub, Gasen oder 
Erschütterungen können gegenüber dem Bund nicht geltend gemacht werden. 
 
Unter der Voraussetzung, dass der vorstehende Hinweis im weiteren Bauleitplanverfahren 
berücksichtigt wird, stimme ich dem Bebauungsplan in straßenbau- und verkehrlicher Hin-
sicht zu. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
05. Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V., Helene-Künne-Allee 5, 

38122 Braunschweig 
 Schreiben vom 28.07.2015 

 
Im Auftrag unserer betroffenen Landvolk Mitglieder übersenden wir Ihnen zu der oben 
aufgeführtem Bauleitplanung folgende Anregung und Bedenken: 
 
1. Verkehrssituation 
In dem überplanten Bereich befindet sich die Straße "Zum Walde", die sich im Eigentum 
der Stadt Peine befindet und als Zufahrtstrasse für die landwirtschaftlichen Flächen süd-
östlich von Rosenthal dient. Auf Höhe des Autohauses Tschesche hat es in der Vergan-
genheit bereits sehr oft Probleme gegeben mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen die Straße 
zu befahren, da durch beidseitiges Parken die Fahrbahnbreite nicht mehr gegeben war. 
Hierzu wurde in Vorortgesprächen auch bereits nach Lösungen gesucht, die aber auf-
grund des steigenden Kundenverkehrs nicht zu Verbesserungen geführt haben, da der 
Straßenbereich auch vom Autohaus zum Parken direkt genutzt wird. Hierbei kommt es 
durch die Werkstattannahme von Fahrzeugen am Straßenrand zu großen Gefährdungen. 
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Bei der jetzt anstehenden Erweiterung des Autohauses Tschesche fordern wir eine Ver-
besserung der Verkehrssituation bereits über die Bauplanung: 
 
- Einseitiges Park- und Halteverbot. 
- Keine Annahme von Fahrzeugen zu Werkstattaufenthalten an der Straße. 
- Ausreichend zusätzliche und entsprechend markierte Kundenparkplätze in den zentra-

len Eingangsbereichen auf den Grundstücken des Autohauses. 
 
2. Entwässerung 
 
Im Gebiet der westlichen Erweiterung hat es bereits in der Vergangenheit Probleme mit 
Oberflächenwasser und der Entwässerung auf dem Acker und den anliegenden Grund-
stücken "An den Rottekuhlen" gegeben. Um dieses nicht weiter nach Westen zu verschie-
ben, sollte für diesen Bereich keine zusätzliche Versiegelung, sondern eine wasserdurch-
lässige Herstellung der Fläche erfolgen. 
 
Zusammenfassung 
 
Wir möchten nochmal darauf hinweisen, dass die Verkehrssituation und die Ent-
wässerung aus Sicht unseres Verbandes das Hauptkonfliktpotential darstellt. Hier-
bei sehen wir intensiven Gesprächen erwartungsvoll entgegen um dieses Problem 
gemeinsam zu lösen. Wir bitten darum unsere vorgetragenen Anregungen und Be-
denken in den weiteren Planungen zu berücksichtigen.  
 

Der Bebauungsplan wird mit dem Ziel aufgestellt, zum 
einen die bauliche Erweiterung des Autohauses zu 
ermöglichen, zum anderen aber gerade die Proble-
matik zwischen dem landwirtschaftlichen sowie dem 
ruhenden Verkehr zu beseitigen. Die Planung sieht 
hierfür ausreichend Erweiterungsflächen vor, auf wel-
chen der Investor östlich der "Straße zum Walde" 
Kundenparkplätze entstehen sollen. Begleitend zum 
Bebauungsplan wird mit der SEP die Entwässerungs-
situation geklärt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
06. Deutsche Telekom Technik GmbH, Kieler Straße 499, 22525 Hannover 
 Schreiben vom 22.07.2015 

 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
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erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt 
Stellung: 
 
Seitens der Telekom bestehen gegen den Bebauungsplan Nr. 10 An den Rottekuhlen-
Zum Walde, Rosenthal, 14. Änderung des Flächennutzungsplans Stadt Peine grundsätz-
lich keine Bedenken. 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. 
 
Hinsichtlich der TK-Versorgung betrachten wir das Gebiet grundsätzlich als erschlossen 
und sehen zurzeit keinen Handlungsbedarf. 
 

Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitäten. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
07. Wasserverband Peine, Postfach 1820, 31208 Peine 
 Schreiben vom 12.08.2015 

 
Zunächst möchten wir die verspätete Abgabe unserer Stellungnahme entschuldigen. 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Planänderung keine Bedenken.  
 

1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Wasser-
verband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Rosenthal.  
 

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus 
dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohr-
netzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir 
weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden Brand-
grundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  
 

3) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich ist 
die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 
"Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Dieser 
Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, sofern 
diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen. 
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Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt.  
 

 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
 
08. LGLN, Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, 

RD Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Marienstraße 34, 
30171 Hannover 

 Schreiben vom 22.07.2015 
 
Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder einer vergleichbaren Planung das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN), Regionaldi-
rektion Hannover (Dezernat 6 – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu 
entnehmen Sie bitte der Anlage; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfoh-
len wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefah-
renabwehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, bei der 
alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbil-
der zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten, 
die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich 
um entsprechende schriftliche Auftragserteilung. 
 
Anlage: Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungs-
bereich vorliegt. 
 

 
Für das Grundstück kann nicht abschließend von ei-
ner Kampfmittelfreiheit ausgegangen werden, inso-
fern erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung und auf der Planzeichnung zur Beach-
tung bei der weiteren Planrealisierung.  
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Die Durchführung der empfohlenen Oberflächenson-
dierung liegt im Ermessen des Eigentümers. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB (08.03.2016 bis einschließlich 08.04.2016) 
 
08. Manfred Wiedera, Zum Walde 17a, 31226 Peine 
 Schreiben vom 10.03.2016 

 
Vorab möchte ich erwähnen, dass ich mich über die Erweiterung vom Autohaus Tsche-
sche freue und der Erweiterung positiv gegenüberstehe. 
 
Als direkter Anlieger und Nachbar bin ich über die Begründungen, was mein Grundstück 
betrifft entsetzt. Weiterhin wurde ich als Betroffener nicht einmal gefragt, inwieweit ich 
Eingriffe, die mich und mein Grundstück betreffen, mittragen kann. Die Begründungen 
stellen mich vor vollendete Tatsachen, die ich so nicht akzeptieren kann! 
 
1. Der Stichweg/ Privatweg gehört mir zu einem Viertel. Warum wird ohne meine Mit-

sprache dieser zur Verkehrsfläche gemacht? Es ist ein Privatweg den ich mitgekauft 
habe! 
 

2. Als ich das Grundstück gekauft habe, war es ein Mischgebiet. Das war für mich da-
mals ein ausschlaggebender Grund, um das Grundstück zu kaufen und ein Gewerbe 
zu betreiben. In der Gründung der MW-Bedachungen war dort der Firmensitz der MW-
Bedachungen. Jetzt soll mein Grundstück nur noch allgemeines Wohngebiet sein. 

 
3. Die Straße zum Walde wird bis zum Ende meiner Grundstücksgrenze als Verkehrsflä-

che ausgewiesen. Nimmt man den Privatweg dazu, bin ich von zwei Seiten betroffen. 
Dann kommt noch die Wendemöglichkeit von LKW-Fahrzeugen. Das Entladen und 
Wenden soll über die Straße Zum Walde und An den Rottekuhlen erfolgen! Das findet 
dann genau vor meinem Grundstück statt. Es ist nicht erholsam, wenn man im Garten 
sitzt, im Sommer im Pool badet und ein LKW-Fahrer dich beim Entladen der Fahrzeu-
ge beobachten kann. Das ist ein Eingriff in meine Privatsphäre! 
Dann soll in Zukunft das Parken nur noch auf der westlichen Seite, auf der Straße 
Zum Walde erlaubt werden. Die westliche Seite ist durch die Anlieger jetzt schon über-
füllt. Wo soll jetzt mein Besuch parken, wenn das nicht einmal mehr vor meinem 
Grundstück erlaubt ist? 
 

Ich bin von der Vorgehensweise im Vorfeld der Planung enttäuscht, das ich als Nachbar 
nicht mit in die Planungen zur Änderung des Bebauungsplans, was mein Grundstück be-
trifft mit einbezogen wurde! Es sollen alle Interessen vertreten werden! Meine wurden hier 
übergangen und nicht berücksichtigt. Bis heute ist niemand auf mich zugekommen! Trau-
rig aber wahr! 
 
Ich bitte um einen kurzfristigen Gesprächstermin, um meine Bedenken zu besprechen. So 
kann und werde ich das nicht akzeptieren. 
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09. Manfred Wiedera, Zum Walde 17a, 31226 Peine 
 Schreiben vom 07.04.2016 

 
Ich kann der geplanten Änderung so nicht zustimmen! 
 
Als direkter Anlieger mit dem Grundstück 303/13 Zum Walde 17a+b bin ich direkt davon 
betroffen. 
 
Es werden hier Bebauungspläne geändert und neu aufgestellt, ohne dass ich als unmittel-
bar betroffener Anlieger darüber informiert wurde. 
 
Der geplanten Erweiterung vom Autohaus Tschesche stehe ich positiv gegenüber. Ich ha-
be Hochachtung davor, dass in der heutigen Zeit der Mut aufgebracht wird, solche Investi-
tionen zu tätigen. 
 
Was ich auf keinen Fall hinnehmen werde, dass mein Grundstück 303/13 und ein viertel 
vom Privatweg 303/15 als Straßenverkehrsfläche sowie meine Grundstücke zum räumli-
chen Geltungsbereich mit einbezogen werden. Ich habe diesem nicht zugestimmt, was ich 
auch nicht konnte, da mich niemand gefragt hat. Es ist vorgesehen, nur noch auf der 
westlichen Fahrbahnseite der Straße Zum Walde zu erlauben. Das bedeutet, dass ich vor 
meinem Grundstück 303/13 auf der östlichen Seite nicht mehr Parken darf. Grund dafür 
soll die Wendemöglichkeit und entladen der Autotransporter über die Straßen Zum Walde 
und An den Rottekuhlen sein. Ein Entladen vor meinem Grundstück 303/13 werde ich auf 
keinen Fall zustimmen! 
 
Auch soll das Parkverbot auf der östlichen Seite erfolgen, weil für den landwirtschaftlichen 
Verkehr nur eine Restfahrbahnbreite von 3,50 m verbleibt. Ich möchte darauf hinweisen, 
dass für die Landwirte die Zufahrt zu den Ackerflächen nicht über die Straße Zum Walde 
erfolgen muss! Da passiert aus reiner Bequemlichkeit der Landwirte und Forstwirtschaft. 
Die Ackerflächen und Wälder können über die dafür ausgewiesenen Straßen Zur Salder-
wiese und über die B 65 vor der Abzweigung nach Handorf erfolgen. Vor dem Waldstück, 
über die Zufahrt zur Salderwiese geht sogar ein entsprechender Wirtschaftsweg entlang, 
um auf die andere Seite zu gelangen. Dieser wird aber nicht genutzt, da es ja bequemer 
ist, über die Straße Zum Walde die Ackerflächen anzufahren. Man sollte auch berücksich-
tigen, dass die Straße Zum Walde zum Friedhof führt. Dieser Weg wird von vielen Men-
schen genutzt für Spaziergänge und um den Friedhof zu besuchen, wo Angehörige ihre 
letzte Ruhe gefunden haben. Auch bei Beerdigungen sind zum Teil keine ausreichenden 
Parkplätze vorhanden. 
Von den Verschmutzungen der Straße Zum Walde, durch schwere landwirtschaftliche 
Fahrzeuge wird in den Plänen und Gutachten nichts erwähnt. Das tritt besonders im Früh-
jahr bei Bestellung der Ackerflächen und in der Erntezeit auf. 
 
Es besteht hier Absolut kein Grund, dass die Straße Zum Walde vom landwirtschaftlichen 
Verkehr genutzt wird. Somit hat sich ein eventuelles Parkverbot auf der östlichen Straßen-
seite erledigt und das Autohaus hat keine Probleme durch das schwere Gerät der Land-
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wirte was aus Bequemlichkeit diese Straße nutzt. Auch das entladen der Autotransporter 
für das Autohaus Tschesche kann dann ohne Beeinträchtigung und Stören meiner Pri-
vatsphäre weiter zurückliegend vor den neuen Parkplätzen stattfinden. 
 
Daher sollt ein Durchfahrtsverbot für Land- und Forstwirtschaft in der Straße Zum Walde 
erteilt werden. Die Zufahrten können wie beschrieben von anderer Seite zu den Ackerflä-
chen genutzt werden. Eine Notwendigkeit, die Ackerflächen und Wälder mit landwirt-
schaftlichen Geräten über die Straße Zum Walde zu erreichen, ist nicht vorhanden. 
 
Nachteile/ Beeinträchtigungen, die mein Grundstück, Privatweg und meine Privatsphäre 
betreffen, werde ich auf keinen Fall hinnehmen! 
 
Zu der geplanten Ausführung lege ich hiermit Einspruch ein und erwarte einen entspre-
chenden Lösungsvorschlag. 
 
Rechtliche Schritte kann ich nicht ausschließen, sollte mein Einspruch nicht entsprechend 
bearbeitet werden. 
 

Die Abwägung erfolgt über die Schreiben vom 
10.03.2016 und 07.04.2016 gemeinsam. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgt im 
Rahmen des Aufstellungsverfahrens der jeweiligen 
Bauleitplanung. In diesem Zusammenhang erfolgte 
u.a. bereits die frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit gem. § 3 Abs. 1 BauGB vom 01.10.2015 bis 
16.10.2015, sowie die öffentliche Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB vom 08.03.2016 bis 08.04.2016 mit 
dem Ziel, private Betroffenheiten zu ermitteln, welche 
Einfluss auf die weitere Ausarbeitung der Planung 
nach sich ziehen. Insofern bieten gerade die genann-
ten Verfahrensschritte die Möglichkeit, Anregungen 
und Bedenken vorzutragen, wie in dem vorliegenden 
Falle geschehen. 
 
Bei einer städtebaulichen Planung ist es i.d.R. erfor-
derlich, nicht nur den Auslöser des Planungserforder-
nisses zu betrachten, sondern auch – im Sinne einer 
ganzheitlichen Betrachtung- das unmittelbare Umfeld 
in die Überlegungen mit einzubeziehen. Dieses ist im 
Rahmen des zugehörigen Bebauungsplanes Nr. 10 
"An den Rottekuhlen- Zum Walde" - Rosenthal ge-
schehen.  
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Bereits der seit 1997 rechtsverbindliche Bebauungs-
plan Nr. 8 "Östlich der Straße zum Walde" setzt eine 
Verkehrsfläche zwischen dem jetzigen Flurstück 
303/13 (Zum Walde 17- 17b) und dem Flurstück 
303/18 (Zum Walde 23) fest, um eine Erschließung 
der östlich gelegenen Hinterliegerbebauung sicher zu 
stellen. Die Fläche ist nicht gewidmet und befindet 
sich in Privatbesitz. Dieser Zustand bleibt bestehen. 
Diese Festsetzung übernimmt der Bebauungsplan Nr. 
10 "An den Rottekuhlen- Zum Walde", so dass hier 
keine Änderung des Rechtsstatus vorgenommen 
wird. Auch die Straße zum Walde war bereits mit dem 
o.g. Bebauungsplan Nr. 08 als Verkehrsfläche in dem 
betreffenden Abschnitt festgesetzt, so dass hier eben-
falls keine Änderung erfolgt. 
 
Das entsprechende Flurstück wird nach der erfolgten 
Rücksprache am 18.04.2016 mit Herrn Wiedera aus-
schließlich zu Wohnzwecken genutzt. Eine gewerbli-
che Nutzung ist an dieser Stelle nicht geplant und ist 
auch nicht mehr innerhalb der letzten sieben Jahre 
ausgeübt worden. Insofern kann die Änderung der Art 
der baulichen Nutzung in allgemeines Wohngebiet 
auch in Absprache mit Herrn Wiedera weiter betrie-
ben werden. 
 
Der Gebrauch öffentlicher Straßen ist jedermann im 
Rahmen der Widmung und der verkehrlichen Vor-
schriften gestattet (Gemeingebrauch). Verkehrliche 
Anordnungen kann der Bebauungsplan jedoch nicht 
treffen. Dieses ist im Rahmen des Planvollzugs ab-
schließend zu regeln. 
 
Das Verkehrsgutachten zeigt für LKW die Ladezone  
-wie bereits vorhanden- auf der westlichen Seite der 
Straße "Zum Walde", südlich der Straße "An den 
Rottekuhlen" auf einer erforderlichen Länge von min-
destens 30 m auf (Variante 1). Das Wenden erfolgt 
über Rückwärtsfahren in die Straße "An den Rotte-
kuhlen". Für die beiden Bereiche muss eine Freihal-
tung für die geplante Nutzung von ruhendem Verkehr 
erfolgen. 
 
Für die Anlieferung mit LKW geht das Verkehrsgut-
achten von insgesamt rd. 38 Anlieferungen pro Jahr 
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aus. Im Schnitt ergibt sich insofern eine Anlieferung 
alle 10 Tage.  
 
Aufgrund der Anlieferung an den Wochentagen Mon-
tag bis Freitag unter Aussparung des Wochenendes 
und der Entladezeit von rd. 1 Stunde zu unterschiedli-
chen Tageszeiten, ist die Beeinträchtigung der Nach-
barschaft als nicht wesentlich erheblich einzustufen. 
 
Die Straße "Zum Walde" erfüllt die Funktion einer 
Sammelstraße. Mit einer Fahrbahnbreite von mind. 
7,40 m ist sie ausreichend dimensioniert. In der Stra-
ße besteht die Möglichkeit beidseitig zu parken, so 
dass sich die nutzbare Fahrbahnbreite um rd. 2 m je 
Parkstreifen verringert. 
 
Bei verschiedenen Vorortterminen wurde von dem für 
Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 30 Ordnung/ 
Recht der Stadt Peine die Notwendigkeit von ver-
kehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im Ergebnis 
soll ein einseitiges, eingeschränktes Halteverbot süd-
lich der Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der 
Westseite der Straße "Zum Walde" angeordnet wer-
den, um gerade das Parken sowie den Lieferverkehr 
im Bereich des Autohauses zu regeln. Ein absolutes 
Halteverbot würde den Belangen des Lieferverkehrs 
nicht gerecht werden. Für den Abschnitt der Straße 
"Zum Walde" zwischen "An den Rottekuhlen" und 
"Hildesheimer Straße" werden keine verkehrsrechtli-
chen Anordnungen erforderlich. In der Straße „An den 
Rottekuhlen“ bedarf es derzeit keines Halteverbots. 
Fünf Meter von der Kreuzung darf nicht geparkt wer-
den. Daran anschließend befindet sich ein abgesenk-
ter Bordstein. Auch hier darf nach den Bestimmungen 
der StVO nicht geparkt werden. Für ein Zurückset-
zen/Wenden eines Transporters ist auf der Südseite 
der Straße „An den Rottekuhlen“ ausreichend Platz. 
 
Nach der geplanten Errichtung der Stellplätze auf den 
zukünftigen Flächen des Autohauses wird Amt 30 die 
Situation vor Ort noch einmal überprüfen. Durch die 
Neuanlage von Stellplätzen für Beschäftigte und Kun-
den des Autohauses auf den Erweiterungsflächen 
stehen für diese ausreichend Stellplätze auf Privatflä-
chen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme der öf-
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fentlichen Verkehrsfläche für den aus dem Autohaus 
resultierenden ruhenden Verkehr wird insofern aus-
reichend minimiert. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
10. Realgemeinde Rosenthal, z. H. Klaus Kücke, Im Knicke 15, 31226 Peine 
 Schreiben vom 07.04.2016 

 
Zum Bebauungsplan Nr. 10 in Peine Rosenthal nimmt die Realgemeinde Rosenthal fol-
gendermaßen Stellung: 
 
An der derzeitigen Verkehrssituation haben sich in der Vergangenheit häufig die Gemüter 
erregt. Die Straße Zum Walde ist beidseitig durch Kunden, Mitarbeiter und Firmenfahr-
zeuge zugeparkt. Für landwirtschaftliche Fahrzeuge mit normaler Verkehrsbreite gab es 
keine Möglichkeit die Straße zu passieren. Es ist häufig erforderlich anzuhalten und auf 
das Wohlwollen des Autohaues zu hoffen, damit ein schlecht geparktes Fahrzeug umge-
setzt wird. 
 
Zusätzlich zu den parkenden Fahrzeugen wird das Autohaus mehrfach in der Woche mit 
Neufahrtzeugen per LKW beliefert, die Entladung findet auf der Straße Zum Walde statt. 
Eine Durchfahrt ist dann auch für PKW während des Entladevorganges unmöglich. 
 
Wir fordern daher an der Straße Zum Walde ein einseitiges absolutes Halteverbot, um das 
Passieren der Straße allen Verkehrsteilnehmern zu ermöglichen. Das Be- und Entladen 
von LKWs hat auf dem Hofgelände des Autohauses zu erfolgen. 
 
Die vorgesehenen Kundenparkplätze sind in den vorderen Bereich der Autohäuser im 
Sichtfeld der Kunden zu platzieren, bisher sind die wenigen vorhandenen Kundenpark-
plätze im hinteren Bereich angesiedelt und nur sehr schlecht für Kunden wahrnehmbar. 
Zusätzlich werden dort häufig nicht zugelassene Neu- und Gebrauchtfahrzeuge abgestellt. 
 
Durch den Neubau des Werkstattbereichs und die Versiegelung von Stellflächen ist die 
Entwässerung bei Starkregen und Gewitterschauern nicht mehr gewährleistet. Die An-
wohner der Straße Im Böge sind wiederholt durch erhebliche Wassermassen in ihrer 
Wohnqualität beeinflusst worden, ihnen ist schlicht der Keller vollgelaufen. Nun kommen 
vom höher gelegenen Autohaus durch die versiegelten Flächen zusätzliche Wassermas-
sen auf das vorhandene Entwässerungssystem zu. 
 
Für die Baumaßnahme ist eine Ausgleichsfläche vorgesehen. Der Bewuchs auf dieser 
Fläche ist unbedingt nach der Brut und Setzzeit im Juli und zusätzlich im Herbst durch 
Mulchen oder Häckseln zu beseitigen. Der sich dort anstauende Unkrautdruck ist für die 
Nachbarn dieser Flächen nicht hinnehmbar. 
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Die vorliegende Planung hat u.a. das Ziel, zusätzliche 
Stellplätze auf den Privatflächen des Autohauses für 
Angestellte und Kunden zu schaffen, so dass eine 
Nutzung des öffentlichen Straßenraumes von dem 
ruhenden Verkehr des Autohauses entlastet wird. 
Durch die von dem Verkehrsgutachter vorgeschlage-
ne zusätzliche Maßnahme eines durchgängigen 
Parkverbotes auf der östlichen Seite der Straße "Zum 
Walde" würde bei der vorhandenen Straßenbreite von 
rd. 7,40 m auch bei einseitiger Nutzung durch die An-
lieferung noch eine verfügbare Straßenbreite von rd. 
4,40 m verbleiben. Eine Nutzung für Anlieger, land-
wirtschaftlichen Verkehr und Rettungsfahrzeuge wäre 
gewährleistet. Verkehrsrechtliche Anordnungen kann 
der Bebauungsplan jedoch nicht regeln. Dieses ist im 
Rahmen des Planvollzuges abschließend zu klären. 
Die Neuanlage einer Wendeschleife für LKW würde 
vom Platzbedarf auf der östlich der Straße "Zum Wal-
de" gelegenen Erweiterungsfläche in Frage kommen, 
und diese überwiegend in Anspruch nehmen. Die auf 
dieser Fläche zusätzlich geplanten Stellplätze für Mit-
arbeiter und Kunden könnten nicht generiert werden, 
so dass die Nutzung weiterhin in der Straße "Zum 
Walde" erfolgen würde. Insofern müssten über die 
bestehende Planung hinaus zusätzliche Flächen in 
die Planung aufgenommen werden, um den verkehrli-
chen Missstand in der Straße "Zum Walde" zu behe-
ben. Die Bauflächen würden sich neben dem zusätz-
lichen Verbrauch landwirtschaftlicher Fläche weiter in 
die freie Landschaft entwickeln, welches aus städte-
baulichen Gründen nicht vertretbar wäre. 
Bei der Anlage einer Endladezone auf den östlichen 
Flächen kommt der Verkehrsgutachter zu dem 
Schluss, dass auch hier der Flächenverbrauch (neben 
der Aufstellfläche und entsprechender Ein- und Aus-
fahrradien müssten auch noch Bewegungsflächen für 
die PKW freigesperrt werden) nicht verhältnismäßig 
wäre.  
 
Die Straße "Zum Walde" erfüllt die Funktion einer 
Sammelstraße. Mit einer Fahrbahnbreite von mind. 
7,40 m ist sie ausreichend dimensioniert. In der Stra-
ße besteht die Möglichkeit beidseitig zu parken, so 
dass sich die nutzbare Fahrbahnbreite um rd. 2 m je 
Parkstreifen verringert. 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 
Abwägung zum Bebauungsplan Nr. 10 "An den 
Rottekuhlen-Zum Walde" - Rosenthal 

 
Anlage 1 zur Vorlage  
4. Erg. zu 527/2011 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 
Stellungnahmen gem. 4a (3) BauGB (Eingeschränkte Beteiligung) 

lfd. Nrn. insg. 
1 - 22 

  

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 
Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 
 

17 

 
Bei verschiedenen Vorortterminen wurde von dem für 
Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 30 Ordnung/ 
Recht der Stadt Peine die Notwendigkeit von ver-
kehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im Ergebnis 
soll ein einseitiges, eingeschränktes Halteverbot süd-
lich der Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der 
Westseite der Straße "Zum Walde" angeordnet wer-
den, um gerade das Parken sowie den Lieferverkehr 
im Bereich des Autohauses zu regeln. Ein absolutes 
Halteverbot würde den Belangen des Lieferverkehrs 
nicht gerecht werden. Für den Abschnitt der Straße 
"Zum Walde" zwischen "An den Rottekuhlen" und 
"Hildesheimer Straße" werden keine verkehrsrechtli-
chen Anordnungen erforderlich. 
 
Nach der geplanten Errichtung der Stellplätze auf den 
zukünftigen Flächen des Autohauses wird Amt 30 die 
Situation vor Ort noch einmal überprüfen. Durch die 
Neuanlage von Stellplätzen für Beschäftigte und Kun-
den des Autohauses auf den Erweiterungsflächen 
stehen für diese ausreichend Stellplätze auf Privatflä-
chen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Verkehrsfläche für den aus dem Autohaus 
resultierenden ruhenden Verkehr wird insofern aus-
reichend minimiert.  
 
Die Stadtentwässerung Peine weist bereits in ihrer 
Stellungnahme darauf hin, dass für das Nieder-
schlagswasser eine Versickerung oder Rückhaltung 
angeraten ist, da für die vorhandene Kanalisation be-
reits teilweise eine hydraulische Auslastung vorliegt. 
Dieses kann der Bebauungsplan nicht abschließend 
regeln; sowohl dem Eigentümer als auch den Ent-
wässerungsbetrieben ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Im Rahmen des Planvollzuges sind hierzu Lösungs-
möglichkeiten zu erarbeiten. Dabei ist das entspre-
chende Bemessungsniederschlagsereignis maßge-
bend. 
Ziel der Ausgleichsmaßnahme ist es, eine Gras- und 
Staudenflur zu entwickeln. Im Sinne dieser natur-
schutzfachlichen Maßnahme ist eine maximale zwei-
schürige Mahd zulässig. Weitergehende Bearbeitun-
gen dieser Fläche –wie in der Stellungnahme vorge-
schlagen- sind nicht zulässig, da ansonsten das Ziel-
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biotop nicht erreicht wird. Die Beeinflussung der An-
grenzenden Parzellen durch ggf. Anflug von Samen 
von Gräsern und Wildkräutern ist im Rahmen ord-
nungsgemäßer Landwirtschaft problemlos zu beherr-
schen, und stellt keine unzumutbare Härte dar. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
11. Klaus und Karl Wilhelm Kücke, Im Knicke 15 und 17, 31226 Peine 
 Schreiben vom 07.04.2016 

 
Zum Bebauungsplan Nr. 10 in Peine Rosenthal nehmen wir folgendermaßen Stellung: 
 
An der derzeitigen Verkehrssituation haben sich in der Vergangenheit häufig die Gemüter 
erregt. Die Straße Zum Walde ist beidseitig durch Kunden, Mitarbeiter und Firmenfahr-
zeuge zugeparkt. Für landwirtschaftliche Fahrzeuge mit normaler Verkehrsbreite gab es 
keine Möglichkeit die Straße zu passieren. Es ist häufig erforderlich anzuhalten und auf 
das Wohlwollen des Autohaues zu hoffen, damit ein schlecht geparktes Fahrzeug umge-
setzt wird. 
 
Zusätzlich zu den parkenden Fahrzeugen wird das Autohaus mehrfach in der Woche mit 
Neufahrtzeugen per LKW beliefert, die Entladung findet auf der Straße Zum Walde statt. 
Eine Durchfahrt ist dann auch für PKW während des Entladevorganges unmöglich. 
 
Wir fordern daher an der Straße Zum Walde ein einseitiges absolutes Halteverbot, um das 
Passieren der Straße allen Verkehrsteilnehmern zu ermöglichen. Das Be- und Entladen 
von LKWs hat auf dem Hofgelände des Autohauses zu erfolgen. 
 
Die vorgesehenen Kundenparkplätze sind in den vorderen Bereich der Autohäuser im 
Sichtfeld der Kunden zu platzieren, bisher sind die wenigen vorhandenen Kundenpark-
plätze im hinteren Bereich angesiedelt und nur sehr schlecht für Kunden wahrnehmbar. 
Zusätzlich werden dort häufig nicht zugelassene Neu- und Gebrauchtfahrzeuge abgestellt. 
 
Durch den Neubau des Werkstattbereichs und die Versiegelung von Stellflächen ist die 
Entwässerung bei Starkregen und Gewitterschauern nicht mehr gewährleistet. Die An-
wohner der Straße Im Böge sind wiederholt durch erhebliche Wassermassen in ihrer 
Wohnqualität beeinflusst worden, ihnen ist schlicht der Keller vollgelaufen. Nun kommen 
vom höher gelegenen Autohaus durch die versiegelten Flächen zusätzliche Wassermas-
sen auf das vorhandene Entwässerungssystem zu. 
 
Für die Baumaßnahme ist eine Ausgleichsfläche vorgesehen. Der Bewuchs auf dieser 
Fläche ist unbedingt nach der Brut und Setzzeit im Juli und zusätzlich im Herbst durch 
Mulchen oder Häckseln zu beseitigen. Der sich dort anstauende Unkrautdruck ist für die 
Nachbarn dieser Flächen nicht hinnehmbar. 
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Die vorliegende Planung hat u.a. das Ziel, zusätzliche 
Stellplätze auf den Privatflächen des Autohauses für 
Angestellte und Kunden zu schaffen, so dass eine 
Nutzung des öffentlichen Straßenraumes von dem 
ruhenden Verkehr des Autohauses entlastet wird. 
Durch die von dem Verkehrsgutachter vorgeschlage-
ne zusätzliche Maßnahme eines durchgängigen 
Parkverbotes auf der östlichen Seite der Straße "Zum 
Walde" würde bei der vorhandenen Straßenbreite von 
rd. 7,40 m auch bei einseitiger Nutzung durch die An-
lieferung noch eine verfügbare Straßenbreite von rd. 
4,40 m verbleiben. Eine Nutzung für Anlieger, land-
wirtschaftlichen Verkehr und Rettungsfahrzeuge wäre 
gewährleistet. Verkehrsrechtliche Anordnungen kann 
der Bebauungsplan jedoch nicht regeln. Diese sind im 
Rahmen des Planvollzugs zu treffen. 
 
Die Neuanlage einer Wendeschleife für LKW würde 
vom Platzbedarf auf der östlich der Straße "Zum Wal-
de" gelegenen Erweiterungsfläche in Frage kommen, 
und diese überwiegend in Anspruch nehmen. Die auf 
dieser Fläche zusätzlich geplanten Stellplätze für Mit-
arbeiter und Kunden könnten nicht generiert werden, 
so dass die Nutzung weiterhin in der Straße "Zum 
Walde" erfolgen würde. Insofern müssten über die 
bestehende Planung hinaus zusätzliche Flächen in 
die Planung aufgenommen werden, um den verkehrli-
chen Missstand in der Straße "Zum Walde" zu behe-
ben. Die Bauflächen würden sich neben dem zusätz-
lichen Verbrauch landwirtschaftlicher Fläche weiter in 
die freie Landschaft entwickeln, welches aus städte-
baulichen Gründen nicht vertretbar wäre. 
Bei der Anlage einer Endladezone auf den östlichen 
Flächen kommt der Verkehrsgutachter zu dem 
Schluss, dass auch hier der Flächenverbrauch (neben 
der Aufstellfläche und entsprechender Ein- und Aus-
fahrradien müssten auch noch Bewegungsflächen für 
die PKW freigesperrt werden) nicht verhältnismäßig 
wäre.  
Die Straße "Zum Walde" erfüllt die Funktion einer 
Sammelstraße. Mit einer Fahrbahnbreite von mind. 
7,40 m ist sie ausreichend dimensioniert. In der Stra-
ße besteht die Möglichkeit beidseitig zu parken, so 
dass sich die nutzbare Fahrbahnbreite um rd. 2 m je 
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Parkstreifen verringert. 
Bei verschiedenen Vorortterminen wurde von dem für 
Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 30 Ordnung/ 
Recht der Stadt Peine die Notwendigkeit von ver-
kehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im Ergebnis 
soll ein einseitiges, eingeschränktes Halteverbot süd-
lich der Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der 
Westseite der Straße "Zum Walde" angeordnet wer-
den, um gerade das Parken sowie den Lieferverkehr 
im Bereich des Autohauses zu regeln. Ein absolutes 
Halteverbot würde den Belangen des Lieferverkehrs 
nicht gerecht werden. Für den Abschnitt der Straße 
"Zum Walde" zwischen "An den Rottekuhlen" und 
"Hildesheimer Straße" werden keine verkehrsrechtli-
chen Anordnungen erforderlich. Nach der geplanten 
Errichtung der Stellplätze auf den zukünftigen Flä-
chen des Autohauses wird Amt 30 die Situation vor 
Ort noch einmal überprüfen. 
Durch die Neuanlage von Stellplätzen für Beschäftigte 
und Kunden des Autohauses auf den Erweiterungs-
flächen stehen für diese ausreichend Stellplätze auf 
Privatflächen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme 
der öffentlichen Verkehrsfläche für den aus dem Au-
tohaus resultierenden ruhenden Verkehr wird insofern 
minimiert.  
Die Stadtentwässerung Peine weist bereits in ihrer 
Stellungnahme darauf hin, dass für das Nieder-
schlagswasser eine Versickerung oder Rückhaltung 
angeraten ist, da für die vorhandene Kanalisation be-
reits teilweise eine hydraulische Auslastung vorliegt. 
Dieses kann der Bebauungsplan nicht abschließend 
regeln; sowohl dem Eigentümer als auch den Ent-
wässerungsbetrieben ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Im Rahmen des Planvollzuges sind hierzu Lösungs-
möglichkeiten zu erarbeiten. Dabei ist das entspre-
chende Bemessungsniederschlagsereignis maßge-
bend. 
Ziel der Ausgleichsmaßnahme ist es, eine Gras- und 
Staudenflur zu entwickeln. Im Sinne dieser natur-
schutzfachlichen Maßnahme ist eine maximale zwei-
schürige Mahd zulässig. Weitergehende Bearbeitun-
gen dieser Fläche –wie in der Stellungnahme vorge-
schlagen- sind nicht zulässig, da ansonsten das Ziel-
biotop nicht erreicht wird. Die Beeinflussung der An-
grenzenden Parzellen durch ggf. Anflug von Samen 
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von Gräsern und Wildkräutern ist im Rahmen ord-
nungsgemäßer Landwirtschaft problemlos zu beherr-
schen, und stellt keine unzumutbare Härte dar. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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12. Ralf und Katja Peters, An den Rottekuhlen 3, 31226 Peine 
 Schreiben vom 07.04.2016 

 
Zu den im Bezug aufgeführten Unterlagen haben wir folgende Anmerkungen zu machen: 
 
Zur Anlieferung der Neuwagen: 
 
Die verkehrstechnische Situation wird in den oben angeführten Unterlagen unterschiedlich 
angegeben: 
Im Bebauungsplan gehen Sie von 38 Anfahrten pro Jahr (Seite 11, 2. Absatz) aus. 
Im Schalltechnischen Gutachten sind von 2 – 3 Anlieferungen pro Wochen die Rede (Sei-
te 10, letzter Absatz), was 108 bis 162 Anlieferungen entspricht. 
Als Anwohner können wir die Werte des Schalltechnischen Gutachtens bestätigen. 
 
Es wäre wünschenswert, wenn die Stadt Peine die Verkehrsuntersuchung auf Grund die-
ser Werte neu beurteilen würde, zumal bei einer Erweiterung tendenziell eher noch mit ei-
ner Ausweitung der Anfahrten zu rechnen ist. 
 
Zur Entladung der Neufahrzeuge: 
 
Bei 2 – 3 Anlieferungen pro Woche und der empfohlenen Entladestelle "An den Rottekuh-
len" ist die Situation bereits jetzt für die Anwohner sehr ungenügend. 
Wenn ein LKW entlädt, wird derzeit die Straße komplett versperrt, da die gegenüberlie-
gende Seite tagsüber zugeparkt ist. Dies führt, da es sich um eine Sackgasse handelt, 
dazu, dass weder Anlieger- oder Anlieferverkehr (z. B. Müllabfuhr, Postdienste) noch 
Feuerwehr oder Rettungsfahrzeuge zu sämtlichen Grundstücken in der Straße durch-
kommen können. 
Da die anliefernden LKW fasst nie nur für das Autohaus Tschesche voll beladen sind (was 
die häufige Anlieferung erklärt), dauert dies nach unseren Beobachtungen jeweils 30 bis 
90 Minuten (extrem, wenn umgeladen werden muss). Dies ist aber, insbesondere in Not-
fällen, für eine Vollsperrung eindeutig zu lange. 
 
Einer Wendeschleife sowie Entladeeinfahrt auf dem Gelände der Firma Tschesche wird in 
der Verkehrsuntersuchung auf Grund der geringen Anlieferungszahl von 38 im Jahr abge-
raten, bei den tatsächlichen Zahlen von derzeit bereits 108 bis 162 pro Jahr sollte man 
dies aber noch einmal überdenken. 
 
Alternativ zu diesen Möglichkeiten schlagen wir vor, die bestehende Ein- und Ausfahrt auf 
das östliche Gelände der Firma Tschesche so auszubauen, dass dort die LKW entladen 
können. 
 
Das ist mit wenig Aufwand zu erledigen und der Werkstattverkehr kann während der An-
lieferung über die kleine Ein- und Ausfahrt im nördlichen Bereich des gleichen Grundstü-
ckes weiter erfolgen. 
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Zu der Parksituation An den Rottekuhlen: 
 
Die Parksituation "An den Rottekuhlen" ist mehr als unzureichend. Die Mitarbeiter der Fir-
ma Tschesche belegen oftmals die gesamten Parkbuchten und den größten Teil der ge-
genüberliegenden Straße. Als Anwohner oder Besucher ist das Parken hier sehr schwie-
rig. 
 
Als Ansatz würde ich mir eine Anliegerstraße oder Parken nur für Anlieger ohne das Auto-
haus (Adresse "Zum Walde") wünschen, optimal auch für die Straße "Zum Walde" wäre 
die Schaffung von Parkplätzen auch für Mitarbeiter. 
 
Zur Abwasserlage: 
 
In den letzten Jahren gab es in den Straßen "An den Rottekuhlen" und "Im Böge" ver-
mehrt Probleme mit dem Abwasser. Infolge von langen Regenperioden gab es über-
schwemmte Keller und ein bereits ohne das abgepumpte Waser überlastetes Abwasser-
system. 
Durch den Anschluss der neuen Gebiete der Firma Tschesche an die Kanalisation wird 
dieses Problem mit Sicherheit verschärft werden. 
 
Als Abhilfe wünsche ich mir ein überarbeitetes Konzept, bei dem zum Beispiel die neue 
Halle oder die versiegelten Flächen über Rückhaltemöglichkeiten indirekt an die Kanalisa-
tion angeschlossen werden oder Versickerungsmöglichkeiten geschaffen werden, um das 
Kanalsystem nicht noch mehr zu belasten. 
 
Zur Brandgefahr: 
 
In der Stellungnahme der Stadtentwässerung wird eindeutig eine ausschließliche Lösch-
wasserversorgung über das Frischwassersystem erwähnt, die nicht garantiert werden 
kann. 
Nach persönlichen Gesprächen mit der Feuerwehr, in denen dies ebenfalls als kritisch 
angesehen wurde, haben wir als Anwohner Angst um unser Hab und Gut. 
Die Bereitstellung von ausreichenden Mengen an Löschwasser im Brandfall halten wir im 
Notfall für elementar. Auch hier wäre ein Rückhalt von Regenwasser ggf. zu prüfen. 
Zwischen der Werkstatt und unserem Haus lagern jetzt schon Container (mindestens ei-
ner mit Reifen) sowie Ölfässer unter freiem Himmel, welches wir ebenfalls für bedenklich 
halten. Durch eine Ausweitung des Firmengeländes werden die im Brandfall zu rettenden 
Werte mit Sicherheit noch ausgeweitet, zumal in den Gutachten bereits neben den Neu-
fahrzeugen die Möglichkeit von weiteren Containern erwähnt wird. 
 
Fazit: 
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Als Anwohner wünschen wir uns, dass die Stadt Peine das Konzept noch einmal über-
denkt und ein wenig auf die Belange der Anwohner eingeht. Insbesondere bei den von 
uns angegebenen Punkten. 
 

Die in dem Verkehrsgutachten angegebenen Werte 
für die Anlieferung sind korrekt. Das Schallgutachten 
geht im Sinne einer Betrachtung auf der sicheren Sei-
te von einer höheren Anzahl der Anlieferungen aus, 
und weist nach, dass auch bei dieser Anzahl die ge-
sunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse in der ge-
wachsenen Umgebung eingehalten werden können.  
Die vorliegende Planung hat u.a. das Ziel, zusätzliche 
Stellplätze auf den Privatflächen des Autohauses für 
Angestellte und Kunden zu schaffen, so dass eine 
Nutzung des öffentlichen Straßenraumes von dem 
ruhenden Verkehr des Autohauses entlastet wird. 
Durch die von dem Verkehrsgutachter vorgeschlage-
ne zusätzliche Maßnahme eines durchgängigen 
Parkverbotes auf der östlichen Seite der Straße "Zum 
Walde" würde bei der vorhandenen Straßenbreite von 
rd. 7,40 m auch bei einseitiger Nutzung durch die An-
lieferung noch eine verfügbare Straßenbreite von rd. 
4,40 m verbleiben. Eine Nutzung für Anlieger, land-
wirtschaftlichen Verkehr und Rettungsfahrzeuge wäre 
gewährleistet. Verkehrsrechtliche Anordnungen kann 
der Bebauungsplan jedoch nicht regeln. Diese sind im 
Rahmen des Planvollzuges abschließend zu treffen. 
 
 
Die Neuanlage einer Wendeschleife für LKW würde 
vom Platzbedarf auf der östlich der Straße "Zum Wal-
de" gelegenen Erweiterungsfläche in Frage kommen, 
und diese überwiegend in Anspruch nehmen. Die auf 
dieser Fläche zusätzlich geplanten Stellplätze für Mit-
arbeiter und Kunden könnten nicht generiert werden, 
so dass die Nutzung weiterhin in der Straße "Zum 
Walde" erfolgen würde. Insofern müssten über die 
bestehende Planung hinaus zusätzliche Flächen in 
die Planung aufgenommen werden, um den verkehrli-
chen Missstand in der Straße "Zum Walde" zu behe-
ben. Die Bauflächen würden sich neben dem zusätz-
lichen Verbrauch landwirtschaftlicher Fläche weiter in 
die freie Landschaft entwickeln, welches aus städte-
baulichen Gründen nicht vertretbar wäre. 
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Bei der Anlage einer Endladezone auf den östlichen 
Flächen kommt der Verkehrsgutachter zu dem 
Schluss, dass auch hier der Flächenverbrauch (neben 
der Aufstellfläche und entsprechender Ein- und Aus-
fahrradien müssten auch noch Bewegungsflächen für 
die PKW freigesperrt werden) nicht verhältnismäßig 
wäre.  
Die Straße "Zum Walde" erfüllt die Funktion einer 
Sammelstraße. Mit einer Fahrbahnbreite von mind. 
7,40 m ist sie ausreichend dimensioniert. In der Stra-
ße besteht die Möglichkeit beidseitig zu parken, so 
dass sich die nutzbare Fahrbahnbreite um rd. 2 m je 
Parkstreifen verringert. Bei einem Vororttermin wurde 
von dem für Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 
30 –Ordnung/ Recht der Stadt Peine die Notwendig-
keit von verkehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im 
Ergebnis soll ein einseitiges Halteverbot südlich der 
Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der Westseite 
der Straße "Zum Walde" angeordnet werden, um ge-
rade das Parken im Bereich des Autohauses zu re-
geln. Ein absolutes Halteverbot würde den Belangen 
des Lieferverkehrs nicht gerecht werden. Für den Ab-
schnitt der Straße "Zum Walde" zwischen "An den 
Rottekuhlen" und "Hildesheimer Straße" werden kei-
ne verkehrsrechtlichen Anordnungen erforderlich. 
Nach der geplanten Errichtung der Stellplätze auf den 
zukünftigen Flächen des Autohauses wird Amt 30 die 
Situation vor Ort noch einmal überprüfen. 
Durch die Neuanlage von Stellplätzen für Beschäftigte 
und Kunden des Autohauses auf den Erweiterungs-
flächen stehen für diese ausreichend Stellplätze auf 
Privatflächen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme 
der öffentlichen Verkehrsfläche für den aus dem Au-
tohaus resultierenden ruhenden Verkehr wird insofern 
minimiert. 
Die Stadtentwässerung Peine weist bereits in ihrer 
Stellungnahme darauf hin, dass für das Nieder-
schlagswasser eine Versickerung oder Rückhaltung 
angeraten ist, da für die vorhandene Kanalisation be-
reits teilweise eine hydraulische Auslastung vorliegt. 
Dieses kann der Bebauungsplan nicht abschließend 
regeln; sowohl dem Eigentümer als auch den Ent-
wässerungsbetrieben ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Im Rahmen des Planvollzuges sind hierzu Lösungs-
möglichkeiten zu erarbeiten. 
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Die gesicherte Löschwasserversorgung muss im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachge-
wiesen werden. Hierzu sind neben der angesproche-
nen Regenwasserrückhaltung auch Zisternen oder 
Löschwasserbrunnen denkbar. Die notwendige 
Löschwassermenge wird im Planvollzug anhand der 
vorhandenen Brandlast ermittelt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB (08.03.2016 bis einschließlich 08.04.2016) 
 
13. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Hans-Böckler-Alle 5, 30173 Hannover 

Schreiben vom 08.04.2016 
 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 04.03.2016. 
 
Eine Erschließung des Gebietes erfolgt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Diese sind 
in der Regel ohne Beteiligung des Auftraggebers an den Erschließungskosten nicht gege-
ben.  
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein Angebot zur 
Realisierung des Vorhabens zur Verfügung zu stellen. Bitte setzen Sie sich dazu mit unse-
rem Team Neubaugebiete in Verbindung: 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Neubaugebiete KMU, Südwestpark 15, 90449 Nürn-
berg 
 
Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de 
 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
14. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Postfach 51 01 53, 30631 Hannover 

Schreiben vom 05.04.2016 
 

mailto:Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de
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Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch./ Bodenschutz wird zu o. g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen: 
 
Zur Planung haben wir keine Bedenken. 
 
Ein Hinweis zu den Ausführungen zum Schutzgut Boden auf S. 20 des Umweltberichts: 
Im Gegensatz zu den genannten Bodentypen handelt es sich im Plangebiet I um Pa-
rarendzinen. 
 
Wir empfehlen, vor der Festsetzung von Flächennutzungen zu prüfen, ob ggf. Bodenbe-
lastungen durch Schadstoffe vorhanden sind. Dabei sind die fachlichen Vorgaben des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bzw. der Bundes-Bodenschutz- und Altlas-
tenverordnung (BBodSchV) hinsichtlich der Aspekte Probenahme, Analytik und nutzungs-
spezifische Bewertung einzuhalten. 
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen unter Bezug-
nahme auf unsere Belange nicht. 
 

Der Bodentyp wird im Umweltbericht zu der Begrün-
dung korrigiert. Für das Plangebiet sind keine Altlas-
ten resp. Bodenverunreinigungen bekannt. Es erfolgt 
ein Hinweis auf die Stellungnahme in der Begründung 
zur Beachtung bei der weiteren Planrealisierung. 

 
Die Planfestsetzungen werden bei-
behalten, die Begründung wird korri-
giert. 

 
15. Landkreis Peine, Burgstraße 1, 31224 Peine 

Schreiben vom 24.03.2016 
 
Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o. g. Planung wie folgt Stellung: 
 
Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe: 
 
Gegen den Planentwurf bestehen keine Bedenken. 
 
Fachdienst Straßenverkehr: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Vorbeugender Brandschutz: 
 
1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gern. § 4 

NBauO und §§ 1 und 2 DVNBauO sind sicherzustellen. 
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2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 

W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten. 
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 300 m von jedem Brandobjekt zu erfassen. 

 
3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 

13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. 
Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen. 
 

4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 
von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gern. DIN 14 220 mit einer Was-
serlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht Bohrbrun-
nen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gern. DIN 
14 210 oder Löschwasserbehälter gern. DIN 14 230 zu erstellen. 

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art 

und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahmestel-
len) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen. 

 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und Immissionsschutzbehörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
 
Ein Teil des vorhandenen Betriebsgeländes (Fst. 340/2) wurde außerhalb der bestehen-
den Bebauungspläne errichtet. Es ist zu prüfen, welche Ausgleichsmaßnahmen dazu im 
Rahmen der Baugenehmigung festgesetzt wurden. Diese sind nachrichtlich in den Be-
bauungsplan Nr. 10 zu übernehmen und als 'Bestand' in die Bilanzierungstabelle aufzu-
nehmen. 
 
In der Karte der Biotoptypen auf S. 18 der Begründung sind noch die vorhandenen Bäume 
beidseitig der Straße 'Zum Walde' zu ergänzen. Um dem Gebot zur Eingriffsminimierung 
Rechnung zu tragen, sollten für diese Erhaltungsgebote festgesetzt werden. Anderenfalls 
wäre dies zu begründen und entsprechende Ersatzpflanzungen vorzusehen. 
  
Für die geplanten Einzelbaumpflanzungen am Südrand des Plangeltungsbereiches (ins-
besondere im S0 2) sollte die Freihaltung ausreichend großer Baumscheiben festgesetzt 
werden (keine Bodenversiegelung oder Eingriffe im Wurzelbereich). 
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Die Erhaltung der Gehölzpflanzungen (Ausgleichsmaßnahmen) ist dauerhaft erforderlich. 
Bei Abgang müssen Ersatzpflanzungen daher auch nach dem Ende der Entwicklungs-
pflege erfolgen. Dies ist in der textlichen Festsetzung V Ziff. 1.4 entsprechend zu formulie-
ren. 
 
Es wird darum gebeten, auf der Seite mit den textlichen Festsetzungen einen Hinweis auf 
die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG aufzunehmen (auf vorhan-
denen Ackerflächen Feldhamster-Kartierung erforderlich; Bau- oder Erschließungsmaß-
nahmen außerhalb der Brut- und Setzzeit beginnen). 
 
Das zur Eingriffsbilanzierung verwendete Städtetagsmodell wird seitens der UNB als nicht 
geeignet erachtet, da dieses nicht nach den betroffenen Funktionen des Naturhaushaltes 
differenziert und somit kein funktionaler Ersatz für die Bodenversiegelung gewährleistet 
ist. Nach der vom NLWKN landesweit empfohlenen Methodik ist die Boden-Neuversiege-
lung im Verhältnis 1 : 0, 5 auszugleichen. Dies ergibt hier bei 0,59 ha Neuversiegelung ei-
nen Ausgleichsbedarf von 0,295 ha. Dafür sind flächenhafte Gehölzpflanzungen erforder-
lich. Im Bebauungsplan-Entwurf sind bisher jedoch nur 0,0767 ha neue Gehölzfläche fest-
gesetzt. 
 
Die geplante Entwicklung einer Gras- und Staudenflur im Plangeltungsbereich II führt zu 
keiner nennenswerten Verbesserung für das Schutzgut 'Boden'. Die Art der Maßnahme 
und die Auswahl der Fläche werden daher als nicht geeignet erachtet. 
Für den Fall, dass dennoch daran festgehalten wird, werden folgende Hinweise gegeben: 
Am Nordende des Flurstücks 68/6, Flur 4, Gemarkung Rosenthal (Geltungsbereich II) ist 
der Bau eines Radweges entlang der B 494 geplant. Nach dem derzeitigen Stand der 
Planfeststellungs-Unterlagen wird ca. eine Breite von 3,50 m auf dieser Fläche durch den 
Radweg überplant. Dies ist in der Bilanzierungstabelle und in den textlichen Festsetzun-
gen unter VII zu berücksichtigen. 
Die eigentumsrechtliche Verfügbarkeit der externen Ausgleichsfläche muss bis zum Sat-
zungsbeschluss gesichert sein. Vor Ort sollte eine dauerhafte Kennzeichnung mit Eichen-
spaltpfählen erfolgen. Eine Grundbuch-Eintragung mit Bezug auf den Bebauungsplan wird 
als erforderlich erachtet. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Löschwasserbereitstel-
lung in der Begründung zur Beachtung bei der weite-
ren Planrealisierung. Der Hinweis wird an die ent-
sprechenden Ämter im Hause verteilt. 
Auf dem benannten Flurstück stand dazumal ein 
Scheunengebäude/ Schuppen, welcher für die beste-
hende Bebauung abgerissen wurde. Aus den damali-
gen Baugenehmigungsunterlagen lassen sich keine 
Ausgleichsmaßnahmen ableiten, so dass eine Auf-
nahme in die Bilanzierung ebenfalls nicht erfolgen 
kann. 
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Die Bäume in der Straße "Zum Walde" stehen entwe-
der in der als Straßenverkehrsfläche oder Baugebiet 
rechtskräftig festgesetzten Fläche der Bebauungsplä-
ne Nr. 5 "Im Böge" und Nr. 8 "Östlich der Straße zum 
Walde". Diese bilden gem. § 1a, Abs. 3 Satz 6 
BauGB die Grundlage für die Eingriffsbilanzierung im 
Rahmen des Umweltberichtes. In dem erstmalig mit 
Straßenverkehrsfläche überplanten Bereich steht ein 
Baum innerhalb der Verkehrsfläche, welcher als städ-
tebauliches Grün anzusehen ist. In die Biotoptypen-
karte wird dieser Baum mit aufgenommen; eine ge-
sonderte Festsetzung erfolgt nicht. Da die Stadt Peine 
grundsätzlich bei der Straßengestaltung auch den 
Aspekt einer adäquaten Grüngestaltung berücksich-
tigt, wird dieser Baum nicht in die Bilanz eingestellt. 
Dem Hinweis, dass die Ersatzpflanzungen auch über 
den Zeitpunkt der Entwicklungspflege hinaus zu erfol-
gen haben, wird gefolgt. Der Bezug auf die Entwick-
lungspflege in der textlichen Festsetzung V Ziff. 1.4 
wird gestrichen. 
Der Artenschutz gilt unmittelbar und ist entsprechend 
einzuhalten. Dieser Passus mit Verweis auf den § 44 
BNatSchG ist bereits in die Begründung aufgenom-
men. 
Das bei der Eingriffsregelung verwandte Bilanzie-
rungsmodell wurde vom Niedersächsischen Städtetag 
erarbeitet und wird zur Verwendung bei den Kommu-
nen empfohlen. Es leitet sich aus dem vom NLWKN 
entwickelten Modell ab und ist damit fachlich ein-
wandfrei. Es ist zudem gegenüber dem älteren NLÖ-
Modell insbesondere für Dritte leichter nachzuvollzie-
hen; von daher wird dieses Modell weiter verwendet.  
Entsprechend dem angewandten Bilanzierungsmodell 
stellt die Anlage einer Gras- und Staudenflur auf zu-
vor ackerbaulich genutzten Flächen eine Verbesse-
rung für Arten- und Lebensgemeinschaften dar. Zu-
sätzlich erfolgt durch die Herausnahme der Fläche 
aus der Bewirtschaftung sehr wohl eine Verbesserung 
für das Schutzgut Boden durch eine geschlossene 
Bewuchsdecke und den Wegfall der regelmäßigen 
Zerstörung der obersten Bodenschicht durch acker-
bauliche Bearbeitung gegeben.  
Aufgrund der geplanten Errichtung eines Radweges 
auf einem Teilbereich des Geltungsbereiches II, muss 
zur Absicherung des Radweges sowohl der Gel-
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tungsbereich zurückgenommen, als auch die Bilanzie-
rung sowie die zugehörige Festsetzung angepasst 
werden. Aufgrund der Erheblichkeit dieser Änderung 
wird ein erneuter Verfahrensschritt erforderlich. Die-
ser kann auf die betroffenen Träger sowie Öffentlich-
keit eingeschränkt werden. Die Beteiligung kann mit 
einer verkürzten Frist erfolgen. 
Die Stadt Peine wird die rechtliche Absicherung der 
Ausgleichsmaßnahme sicherstellen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden überarbeitet. 
Aufgrund des geplanten Radweges 
sind sowohl die zeichnerischen als 
auch die textlichen Festsetzungen zu 
ändern, so dass ein erneutes Beteili-
gungsverfahren erforderlich wird. 

 
16. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Helene-Künne-Allee 5,  

38122 Braunschweig 
Schreiben vom 08.04.2016 
 
Die Stadt Peine beabsichtigt im Parallelverfahren zur 14. Änderung des Flächennutzungs-
plans (F-Plans) den o. g. Bebauungsplan (B-Plan) im Ortsteil Rosenthal aufzustellen.  
 
Das Planungsziel ist die Absicherung des Bestandes sowie der Betriebserweiterung des 
vorhandenen Autohändlers westlich der Straße "Zum Walde" und südlich der Straße "An 
den Rottekuhlen" in Rosenthal. Die Änderung des F-Plans hat die Darstellung von 1,40 ha 
Sonderbaufläche (S) zum Inhalt, von denen 0,45 ha (Erweiterungsflächen) überplant wer-
den. Die Überweiterungsflächen sind ackerbaulich genutzt.  
 
Der vorliegende Bebauungsplan besitzt zwei Geltungsbereiche. Der erste betrifft die bau-
lichen Entwicklungen am südöstlichen Ortsrand von Rosenthal. Die hier rechtskräftig be-
stehenden Mischgebiete werden durch die Festsetzung von Sondergebiet und von allge-
meinem Wohngebiet neu geordnet. Über einen zweiten Geltungsbereich südwestlich der 
Ortslage werden Ausgleichsmaßnahmen und die verbleibende Fläche als Flächenpool 
gesichert.  
 
Es bestehen folgende Bedenken, Hinweise und Anregungen:  
 
Zur Absicherung des Bestandes sowie der Betriebserweiterung werden neue Bauflächen 
in Anspruch genommen. Sowohl die Überweiterungsflächen als auch die Ausgleichsfläche 
(befindet sich bereits im Eigentum des Unternehmers, der den Autohandel betreibt) stellen 
zusätzliche Landverluste dar, die vermieden werden sollten, da sie eines der drängends-
ten Umweltprobleme darstellen. Zudem sind aus agrarstruktureller Sicht die Flächen so 
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zugeschnitten, dass landwirtschaftliche Nutzflächen geteilt wurden. Bei der Ausgleichsflä-
che ist ein kompletter Feldblock unterbrochen. Hier muss es möglich sein, dass die be-
nachbarten Flächen ungehindert weiter bewirtschaftet werden können, was mit den Be-
wirtschaftern geklärt werden sollte. Eine Zerschneidung der Flächen ist zu vermeiden. Der 
Zuschnitt der verbleibenden Erweiterungsfläche erlaubt jedoch weiterhin eine ungehinder-
te Bewirtschaftung. In beiden Planbereichen müsste geklärt werden, ob Dränagen vor-
handen sind, die fachgerecht abzufangen wären.  
 
Mit dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und der Abarbeitung der 
Eingriffsregelung sollte gemäß § 15 (3) BNatSchG auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht 
genommen werden. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch 
Maßnahmen zur Entsiegelung, durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebens-
räumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Auf-
wertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, 
um möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen werden.  
 
In der Vergangenheit kam es im westlich gelegenen Erweiterungsgebiet bei Nieder-
schlagsereignissen durchaus zu Überschwemmungen. Um zukünftige Vernässungen 
durch Oberflächengewässer zu vermeiden, die sich dann auch auf die westlich angren-
zenden landwirtschaftlichen Nutzflächen ausbreiten könnten, sind geeignete Maßnahmen 
zu deren Unterbindungen zu treffen.  
 
Die Straße "Zum Walde" dient ebenfalls der Erschließung der südöstlich angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen. Verkehrliche Behinderungen aufgrund einer zu geringen 
Fahrbahnbreite für die landwirtschaftlichen Maschinen müssen unbedingt verhindert wer-
den. Um den landwirtschaftlichen Verkehr nicht mehr wie in der Vergangenheit zu beein-
trächtigen, ist die Fahrbahnbreite ausreichend breit zu bauen (3,5 m breite Landmaschi-
nen müssen ungehindert passieren können). Auch ist ein ausreichendes Parkplatzange-
bot im zentralen Eingangsbereich auf den Grundstücken des Auto-händlers zu schaffen. 
Des Weiteren plädieren wir für ein absolutes Park- und Halteverbot auf der Erschlie-
ßungsstraße.  
 
Wie im Begründungstext bereits erläutert, sind die von der landwirtschaftlichen Flächen-
bewirtschaftung ausgehenden Immissionen wie Stäube, Geräusche und Gerüche als orts-
üblich zu tolerieren. An der West-, Süd- und Ostfläche des Geltungsbereichs sind Eingrü-
nungen geplant. Sofern Bepflanzungen in unmittelbarer Nachbarschaft der Nutzflächen 
vorgesehen sind, sollte zur Vermeidung von Beschattungen auf hochstämmige Gehölze 
verzichtet werden. Auch ist die Unterhaltung von Anpflanzungen so zu regeln, dass die 
Bewirtschaftung der Schläge nicht durch überstehende Äste beschwert wird. 
 

Die Belange der Landwirtschaft sind in die Abwägung 
eingeflossen. Die Erweiterung des Autohauses erfolgt 
insofern nur in dem Umfang, um eine weitere wirt-
schaftliche Absicherung zu erzielen. Sowohl die Er-
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weiterungsflächen, als auch die externen Ausgleichs-
flächen befinden sich im Zugriff des Planveranlassers.  
Eine Erschließbarkeit und Bewirtschaftung der an-
grenzenden Flächen ist auch weiterhin gegeben. Im 
Sinne der Nachhaltigkeit der Ausgleichsmaßnahme 
erfolgt keine Zerstückelung der Fläche, sondern die 
gesamte Fläche wird zur Nutzung für weitere Aus-
gleichsmaßnahmen als Flächenpool festgesetzt.  
Im Rahmen des Planvollzuges sind ggf. vorhandene 
Drainagen abzufangen. Hierdrauf besteht bereits ein 
Hinweis in der Begründung. 
Die Stadtentwässerung Peine weist bereits in ihrer 
Stellungnahme darauf hin, dass für das Nieder-
schlagswasser eine Versickerung oder Rückhaltung 
angeraten ist, da für die vorhandene Kanalisation be-
reits teilweise eine hydraulische Auslastung vorliegt. 
Dieses kann der Bebauungsplan nicht abschließend 
regeln; sowohl dem Eigentümer als auch den Ent-
wässerungsbetrieben ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Im Rahmen des Planvollzuges sind hierzu Lösungs-
möglichkeiten zu erarbeiten. 
Die vorliegende Planung hat u.a. das Ziel, zusätzliche 
Stellplätze auf den Privatflächen des Autohauses für 
Angestellte und Kunden zu schaffen, so dass eine 
Entlastung der Nutzung des öffentlichen Straßenrau-
mes von dem ruhenden Verkehr des Autohauses er-
folgt. Durch die von dem Verkehrsgutachter vorge-
schlagene zusätzliche Maßnahme eines durchgängi-
gen Parkverbotes auf der östlichen Seite der Straße 
"Zum Walde" würde bei der vorhandenen Straßen-
breite von rd. 7,40 m auch bei einseitiger Nutzung 
durch die Anlieferung noch eine verfügbare Straßen-
breite von rd. 4,40 m verbleiben. Eine Nutzung für An-
lieger, landwirtschaftlichen Verkehr und Rettungsfahr-
zeuge wäre gewährleistet.  
Bei verschiedenen Vorortterminen wurde von dem für 
Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 30 Ordnung/ 
Recht der Stadt Peine die Notwendigkeit von ver-
kehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im Ergebnis 
soll ein einseitiges, eingeschränktes Halteverbot süd-
lich der Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der 
Westseite der Straße "Zum Walde" angeordnet wer-
den, um gerade das Parken sowie den Lieferverkehr 
im Bereich des Autohauses zu regeln. Ein absolutes 
Halteverbot würde den Belangen des Lieferverkehrs 
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nicht gerecht werden. Für den Abschnitt der Straße 
"Zum Walde" zwischen "An den Rottekuhlen" und 
"Hildesheimer Straße" werden keine verkehrsrechtli-
chen Anordnungen erforderlich. Nach der geplanten 
Errichtung der Stellplätze auf den zukünftigen Flä-
chen des Autohauses wird Amt 30 die Situation vor 
Ort noch einmal überprüfen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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17. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau- und Verkehr,  
Geschäftsbereich Wolfenbüttel, Sophienstraße 5, 38304 Wolfenbüttel 
Schreiben vom 15.03.2016 
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen auch weiterhin keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Auf meine Stellungnahme gemäß § 4 (1) BauGB vom 16.07.15, das der Bund keine 
Lärmschutzmaßnahmen für das Baugebiet errichtet und auch keine Kosten hierfür über-
nimmt, weise ich hin. 
 
Im Zuge der Bundesstraße 494 ist im Abschnitt 150 zwischen Station 000 und 3645 an 
der südlichen Seite ein Radweg geplant. Die Planung ist im Planfeststellungsverfahren 
und der Stadt Peine bekannt. Es wird voraussichtlich eine Breite von 3,50 m ausgehend 
von der südlichen Flurstücksgrenze des Straßengrundstückes – zuzüglich eines 6,0 m 
breiten Arbeitsstreifens zur vorübergehenden Nutzung –, benötigt. 
 
Unter der Voraussetzung, dass die vorstehenden Anregungen und Bedenken im weiteren 
Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden, stimme ich dem Bebauungsplan in straßen-
bau- und verkehrlicher Hinsicht zu. 
 

Aufgrund der geplanten Errichtung eines Radweges 
auf einem Teilbereich des Geltungsbereiches II, muss 
zur Absicherung des Radweges sowohl der Gel-
tungsbereich zurückgenommen, als auch die Bilanzie-
rung sowie die zugehörige Festsetzung angepasst 
werden. Aufgrund der Erheblichkeit dieser Änderung 
wird ein erneuter Verfahrensschritt erforderlich. Die-
ser kann auf die betroffenen Träger sowie Öffentlich-
keit eingeschränkt werden. Die Beteiligung kann mit 
einer verkürzten Frist erfolgen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden überarbeitet. 
Aufgrund des geplanten Radweges 
sind sowohl die zeichnerischen als 
auch die textlichen Festsetzungen zu 
ändern, so dass ein erneutes Beteili-
gungsverfahren erforderlich wird. 
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18. Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V., Helene-Künne-Allee 5, 
38122 Braunschweig 
Schreiben vom 15.04.2016 
 
Bedauerlicher Weise haben Sie unseren Hinweis vom 25. Juli 2015 zu einem gemeinsa-
men Gespräch nicht angenommen, wir haben auf das große Konfliktpotential der Entwäs-
serung und der Verkehrssituation hingewiesen. Unser Angebot steht selbstverständlich 
weiterhin.  
 
Im Auftrag unserer betroffenen Landvolkmitglieder übersenden wir Ihnen zu der oben auf-
geführten Bauleitplanung weiterführende Anregung und Bedenken:  
 
1. Verkehrssituation  
 
Die landwirtschaftlichen Fahrzeuge brauchen bereits bei einem angebauten Gerät mit ei-
ner Breite von 3,00 m eine lichte Durchfahrtsbreite von mehr als 3,50 m, damit durch die 
leichten Schwenkbewegungen der angebauten Geräte beim Fahren nebenstehende Fahr-
zeuge nicht beschädigt werden.  
Weiterhin ist es dem Fahrer eines Treckers nur schwer möglich, den Bereich neben den 
Hinterrädern exakt einzusehen, so dass auf jeder Seite neben dem Trecker ein zusätzli-
cher Sicherheitsabstand einberechnet werden muss. Dadurch würde man auf eine benö-
tigte Durchfahrts-breite von mehr als 3,50 m kommen.  
 
Ein einseitiges eingeschränktes Halteverbot ist daher nicht ausreichend.  
 
Wir fordern, wie im Verkehrsgutachten beschrieben, ein einseitiges absolutes Halteverbot 
auf der östlichen Seite der Straße "Zum Walde", damit eine freie Fahrbahn gewährleistet 
werden kann.  
 
Im Verkehrsgutachten wird von momentan 100 qm Kundenparkplatz gesprochen, die auf 
700 qm erweitert werden sollen. Auf dem Gelände der Fa. Tschesche bestehen zurzeit 
nur drei aus-gewiesene Kundenparkplätze im nicht zentralen Bereich des Firmengelän-
des, die selbst bei starkem Kundenverkehr nicht angenommen werden. Der neue größere 
Kundenparkplatz sollte in der Nähe der beiden zentralen Grundstücksauffahrten platziert 
werden und für diese Zwecke auch frei gehalten werden.  
Um die Verkehrssituation zu verdeutlichen, fügen wir eine Aufnahme der Straße "Zum 
Walde" aus Sicht des Treckerführers als Anlage bei.  
 
2. Entwässerung  
 
Zur Entwässerung der westlichen Flächen gibt es in den Planunterlagen keine konkreten 
Hin-weise. Wir weisen erneut auf die bestehende Problematik hin und fordern eine Be-
rücksichtigung in den Planunterlagen.  
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3. Pflege der außerörtlichen Ausgleichsfläche  
 
Anlage 3/5 zum Bebauungsplan Nr. 10 Pos. VI Pkt. 1 letzter Spiegelstrich  
 
Um einen zusätzlichen Unkrautdruck auf den anliegenden landwirtschaftlichen Flächen zu 
vermeiden, fordern wir, die bestehende Formulierung folgendermaßen abzuändern:  
 
Die Pflege der Fläche hat zweimal jährlich durch Mahd zu erfolgen.  
 
Einer der beiden Mahdtermine sollte kurz nach der Brut- und Setzzeit erfolgen.  
 
Zusammenfassung  
 
Wir möchten erneut darauf hinweisen, dass die Verkehrssituation und die Entwäs-
serung aus Sicht unseres Verbandes das Hauptkonfliktpotential darstellt. Hierbei 
sehen wir intensiven Gesprächen erwartungsvoll entgegen um dieses Problem ge-
meinsam zu lösen. Wir bitten darum, unsere vorgetragenen Anregungen und Be-
denken in den weiteren Planungen zu berücksichtigen.  
 
Hinweisen möchten wir darauf, dass wir weiterhin an den Punkten aus unserer Stel-
lungnahme vom 28. Juli 2015 festhalten. 
 

Die vorliegende Planung hat u.a. das Ziel, zusätzliche 
Stellplätze auf den Privatflächen des Autohauses für 
Angestellte und Kunden zu schaffen, so dass eine 
Nutzung des öffentlichen Straßenraumes von dem 
ruhenden Verkehr des Autohauses entlastet wird. 
Durch die von dem Verkehrsgutachter vorgeschlage-
ne zusätzliche Maßnahme eines durchgängigen 
Parkverbotes auf der östlichen Seite der Straße "Zum 
Walde" würde bei der vorhandenen Straßenbreite von 
rd. 7,40 m auch bei einseitiger Nutzung durch die An-
lieferung noch eine verfügbare Straßenbreite von rd. 
4,40 m verbleiben. Eine Nutzung für Anlieger, land-
wirtschaftlichen Verkehr und Rettungsfahrzeuge wäre 
gewährleistet. Verkehrsrechtliche Anordnungen kann 
der Bebauungsplan jedoch nicht regeln. Dieses ist im 
Rahmen des Planvollzuges abschließend zu klären. 
 
Die Neuanlage einer Wendeschleife für LKW würde 
vom Platzbedarf auf der östlich der Straße "Zum Wal-
de" gelegenen Erweiterungsfläche in Frage kommen, 
und diese überwiegend in Anspruch nehmen. Die auf 
dieser Fläche zusätzlich geplanten Stellplätze für Mit-
arbeiter und Kunden könnten nicht generiert werden, 
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so dass die Nutzung weiterhin in der Straße "Zum 
Walde" erfolgen würde. Insofern müssten über die 
bestehende Planung hinaus zusätzliche Flächen in 
die Planung aufgenommen werden, um den verkehrli-
chen Missstand in der Straße "Zum Walde" zu behe-
ben. Die Bauflächen würden neben dem zusätzlichen 
Verbrauch landwirtschaftlicher Fläche weiter in die 
freie Landschaft sich entwickeln, welches aus städte-
baulichen Gründen nicht vertretbar wäre. 
Bei der Anlage einer Endladezone auf den östlichen 
Flächen kommt der Verkehrsgutachter zu dem 
Schluss, dass auch hier der Flächenverbrauch (neben 
der Aufstellfläche und entsprechender Ein- und Aus-
fahrradien müssten auch noch Bewegungsflächen für 
die PKW freigesperrt werden) nicht verhältnismäßig 
wäre.  
Die Straße "Zum Walde" erfüllt die Funktion einer 
Sammelstraße. Mit einer Fahrbahnbreite von mind. 
7,40 m ist sie ausreichend dimensioniert. In der Stra-
ße besteht die Möglichkeit beidseitig zu parken, so 
dass sich die nutzbare Fahrbahnbreite um rd. 2 m je 
Parkstreifen verringert.  
Bei verschiedenen Vorortterminen wurde von dem für 
Verkehrsanordnungen zuständigen Amt 30 Ordnung/ 
Recht der Stadt Peine die Notwendigkeit von ver-
kehrsregelnden Maßnahmen überprüft. Im Ergebnis 
soll ein einseitiges, eingeschränktes Halteverbot süd-
lich der Anbindung "An den Rottekuhlen" auf der 
Westseite der Straße "Zum Walde" angeordnet wer-
den, um gerade das Parken sowie den Lieferverkehr 
im Bereich des Autohauses zu regeln. Ein absolutes 
Halteverbot würde den Belangen des Lieferverkehrs 
nicht gerecht werden. Für den Abschnitt der Straße 
"Zum Walde" zwischen "An den Rottekuhlen" und 
"Hildesheimer Straße" werden keine verkehrsrechtli-
chen Anordnungen erforderlich. Nach der geplanten 
Errichtung der Stellplätze auf den zukünftigen Flä-
chen des Autohauses wird Amt 30 die Situation vor 
Ort noch einmal überprüfen. 
Durch die Neuanlage von Stellplätzen für Beschäftigte 
und Kunden des Autohauses auf den Erweiterungs-
flächen stehen für diese ausreichend Stellplätze auf 
Privatflächen zur Verfügung. Eine Inanspruchnahme 
der öffentlichen Verkehrsfläche für den aus dem Au-
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tohaus resultierenden ruhenden Verkehr wird insofern 
ausreichend minimiert.  
Die Stadtentwässerung Peine weist bereits in ihrer 
Stellungnahme darauf hin, dass für das Nieder-
schlagswasser eine Versickerung oder Rückhaltung 
angeraten ist, da für die vorhandene Kanalisation be-
reits teilweise eine hydraulische Auslastung vorliegt. 
Dieses kann der Bebauungsplan nicht abschließend 
regeln; sowohl dem Eigentümer als auch den Ent-
wässerungsbetrieben ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Im Rahmen des Planvollzuges sind hierzu Lösungs-
möglichkeiten zu erarbeiten. Dabei ist das entspre-
chende Bemessungsniederschlagsereignis maßge-
bend. 
Ziel der Ausgleichsmaßnahme ist es, eine Gras- und 
Staudenflur zu entwickeln. Im Sinne dieser natur-
schutzfachlichen Maßnahme ist eine maximale zwei-
schürige Mahd zulässig. Die Beeinflussung der An-
grenzenden Parzellen durch ggf. Anflug von Samen 
von Gräsern und Wildkräutern ist im Rahmen ord-
nungsgemäßer Landwirtschaft problemlos zu beherr-
schen, und stellt keine unzumutbare Härte dar. 
In der Stellungnahme vom 28. Juli 2015 sind keine 
weiteren, über die in dieser Stellungnahme genannten 
Sachverhalte vorgetragen. 
 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
19. Wasserverband Peine, Postfach 1820, 31208 Peine 

Schreiben vom 31.03.2016 
 
Zur o. g. Bauleitplanung der Stadt Peine sind aus der Sicht des Wasserverbandes Peine 
keine weiteren Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.  
 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 12.08.2015. 
 
In der Stellungnahme vom 12.08.2015 hatte der Wasserverband Peine Folgendes ausge-
führt: 
 
Zunächst möchten wir die verspätete Abgabe unserer Stellungnahme entschuldigen. 
 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Planänderung keine Bedenken.  
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1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Wasser-

verband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Rosenthal.  
 

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus 
dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohr-
netzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir 
weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden Brand-
grundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  

 
3) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich ist 

die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 
"Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Dieser 
Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, sofern 
diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen. 

 
Auf die Stellungnahme besteht bereits ein Hinweis in 
der Begründung. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
20. LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst,  

Marienstraße 34, 30171 Hannover 
Schreiben vom 31.03.2016 
 
Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder einer vergleichbaren Planung das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN), Regionaldi-
rektion Hannover (Dezernat 6 – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu 
entnehmen Sie bitte der Anlage; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfoh-
len wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefah-
renabwehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, bei der 
alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbil-
der zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten, 
die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
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setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich 
um entsprechende schriftliche Auftragserteilung. 
 
Anlage: Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungs-

bereich vorliegt. 
 

Für das Grundstück kann nicht abschließend von ei-
ner Kampfmittelfreiheit ausgegangen werden. Ein 
Hinweis hierdrauf besteht bereits auf der Planunterla-
ge sowie in der Begründung. Die Durchführung der 
empfohlenen Oberflächensondierung liegt im Ermes-
sen des Eigentümers. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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Eingeschränkte Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der betroffenen Öffentlichkeit 
- Stellungnahmen gemäß § 4a (3) BauGB (01.06.2016 bis 18.06.2016) 
 
21. Landkreis Peine, 
 Schreiben vom 15.06.2016 

 
Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o.g. Planung wie folgt Stellung: 
 
Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe: 
 
Die Anlieger haben ihre Abfallbehälter, den Grob- und Sperrmüll sowie Wertstoffe dort an 
einer öffentlichen Straße bereitzustellen, wo die Müllfahrzeuge gefahrlos an- und abfahren 
können. Nach der Abfallentleerung sind die Abfallbehälter wieder auf die Grundstücke zu-
rückzubringen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
Fachdienst Straßenverkehr: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Vorbeugender Brandschutz: 
 
1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. § 4 

NBauO und §§ 1 und 2 DVNBauO sind sicherzustellen. 
 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 
W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten. 
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 150 m von jedem Brandobjekt zu erfassen. 

 
3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 

13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. 
Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1 :3 betragen. 
 

4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 
von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gern. DIN 14 220 mit einer Was-
serlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht Bohrbrun-
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nen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gern. DIN 
14 210 oder Löschwasserbehälter gern. DIN 14 230 zu erstellen. 

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art 

und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahmestel-
len) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen. 

 
Auf die Löschwasserbrunnenversorgung findet sich 
ein Hinweis in der Begründung. 

 
 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und Immissionsschutzbehörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
 
Bei der Ausgleichsmaßnahme im Geltungsbereich II ist jetzt der geplante Radweg berück-
sichtigt und in der textlichen Festsetzung Ziff. 1.4 sind Nachpflanzungen jetzt ohne zeitli-
che Beschränkung festgesetzt. 
 
Im Übrigen ist die Stellungnahme der Naturschutzbehörde vom 24.3.16 jedoch vollkom-
men unberücksichtigt. Die vorgetragenen Bedenken bestehen weiterhin.  
Insbesondere besteht aus Sicht der Naturschutzbehörde kein Kompensations-Über-
schuss. 
 

Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der 
Unteren Naturschutzbehörde mit Schreiben vom 
23.03.2016 sind im Rahmen der Planung einer Ab-
wägung zugeführt worden (Seite 25 bis 27 dieser Un-
terlage). Neue Erkenntnisse haben sich nicht erge-
ben. Das angewandte Bilanzierungsmodell des Nie-
dersächsischen Städtetages errechnet einen Kom-
pensations- Überschuss, welcher in der tabellarischen 
Zusammenfassung des Umweltberichtes enthalten 
ist. Weshalb für die Untere Naturschutzbehörde kein 
Kompensations- Überschuss ersichtlich ist, ist nicht 
nachvollziehbar. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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22. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, GB Wolfenbüttel, 

Sophienstraße 5, 38304 Wolfenbüttel 
 Schreiben vom 10.06.2015 

 
Gegen den Bebauungsplan bestehen auch weiterhin keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Auf meine Stellungnahme gemäß § 4 (1) und (2) BauGB vom 16.07.15 und 15.03.2016 
weise ich hin. 
 
Da die Hinweise und Anregungen zur Radwegplanung an der Bundesstraße 494 aus mei-
ner Stellungnahme gemäß § 4 (2) BauGB vom 15.03.2016 berücksichtigt wurden, stimme 
ich dem o. a. Bebauungsplan in straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht zu. 
 

Die genannten Stellungnahmen sind in die Abwägung 
eingeflossen. Es wird zur Kenntnis genommen, dass 
keine weiteren Bedenken bestehen. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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